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// Editorial

was haben »Kinderschutz« und »Jugend-
schutz« gemeinsam? Auf den ersten Blick 
scheinen sich die Begriffe zu ähneln. In bei-
den Fällen, so könnte man annehmen, be-
müht sich der Staat um den Schutz Minder-
jähriger; in beiden Fällen erlässt er entspre-
chende Gesetze, um das Aufwachsen der 
Noch-nicht-Erwachsenen zu unterstützen. 
Der wesentliche Unterschied zwischen 
»Kinderschutz« und »Jugendschutz« wäre 
demnach allein das Alter der Adressatin-
nen und Adressaten. Im einen Fall geht es 
um eine jüngere, im anderen Fall um eine 
ältere Zielgruppe.

Doch diese begriffliche Analogie von 
Kinder- und Jugendschutz ist so falsch wie 
irreführend. Schon ein historischer Blick 
macht deutlich, wie unterschiedlich die 
Konzepte sind. Das eine Konzept – das des 
erzieherischen Jugendschutzes – entstand 
vor etwa hundert Jahren mit dem Ziel, Ju-
gendliche vor »Schmutz- und Schundlite-
ratur« zu schützen. In den folgenden Jahr-
zehnten ging es meist um das, was Ju-
gendlichen in der Öffentlichkeit erlaubt 
ist: Welche Bücher dürfen sie kaufen, wel-
che Filme sehen? Welche Alkoholika sind 
ab welchem Alter legal zu erwerben? Wie 
alt müssen sie sein, um ohne Eltern eine 
Gaststätte besuchen zu dürfen? Die Fra-
gen des Jugendschutzes konzentrierten 
sich auf Gefährdungen in der Öffentlich-
keit, die jungen Menschen auf dem Weg 
des Erwachsenwerdens noch nicht zuzu-
muten sind.

Was in dieser Konzeption von »Schutz« 
nicht vorkommt, sind Risiken im privaten, 
familialen Raum. Genau diese Gefahren 
stehen im Mittelpunkt des modernen Kin-
derschutzes. Seit etwa zehn Jahren gesell-
schaftlich breit diskutiert und inzwischen 
auch gesetzlich verankert, richtet der Kin-

derschutz im Lichte der Vulnerabilität, also 
der Verletzbarkeit, den Fokus auf soziale 
Nahräume, in denen Kinder – und Jugend-
liche – zu Opfern werden können. Wollte 
man die Adressaten von »klassischem« Ju-
gendschutz einerseits und »modernerem« 
Kinderschutz andererseits charakterisieren, 
wäre es im ersten Fall der Jugendliche, der 
in der Öffentlichkeit trinkt, raucht und ge-
gebenenfalls herumpöbelt, also Dinge tut, 
mit denen er möglicherweise sich und an-
dere gefährdet. Im heutigen Kinderschutz 
wäre es hingegen das hilflose Kind, das in 
seiner privaten Lebenswelt vernachlässigt, 
misshandelt oder missbraucht wird, worauf 
der Staat entsprechend reagiert.

Diese leicht zugespitzte Gegenüber-
stellung soll die Unterschiede verdeutli-
chen: Während die zu schützenden Sub-
jekte jeweils die gleichen sind, minderjäh-
rige Kinder und Jugendliche, sind die je-
weiligen Gefahrenherde und Gefährdun-
gen andere, ebenso wie die entsprechend 
angewandten Instrumente zum Schutz der 
jungen Menschen.

Deutlich wird daran noch etwas Weite-
res: dass wir es beim Kinder- und Jugend-
schutz nicht mit einem Maßnahmenkatalog 
von dauerhafter Gültigkeit zu tun haben, 
sondern mit gesellschaftlich formulierten 
Antworten auf entsprechende Fragen der 
Zeit. Was in einer bestimmten Phase, etwa 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts, Bücher 
und später Filme waren, sind heute bei-
spielsweise die neuen Herausforderungen 
einer digitalen Gesellschaft und eines mo-
dernen Jugendmedienschutzes. Dies darf 
freilich kein Plädoyer für einen simplen Re-
lativismus sein: Es ist von hoher Relevanz, 
generelle Fragen nach einem gelingenden 
Kinder- und Jugendschutz zu stellen – aber 
wir sollten nicht aus dem Blick verlieren, 

Thomas Rauschenbach

dass die konkreten Antworten immer auch 
zeit- und gesellschaftsgebunden sind.

In diesem Sinn versucht die aktuelle 
Ausgabe der DJI Impulse einige Facetten 
eines zeitgemäßen Kinder- und Jugend-
schutzes zu beschreiben und zu analysie-
ren. Ins Blickfeld gerückt wird dabei ein 
breites Themenspektrum – von Strategie-
fragen des neueren Kinderschutzes über 
die Prävention von jugendlichen Selbstmor-
den bis hin zur Rolle der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit beim Kinder- und Ju-
gendschutz oder den zeitgemäßen Rechts-
formen eines Kinder- und Jugendschutzes 
im digitalen Medienzeitalter. Diese Vielfalt 
kann auch als Hinweis gelesen werden, 
dass die Zeit enger Konzepte, wie Kinder 
oder Jugendliche zu schützen seien, vorü-
ber ist: Kinder- und Jugendschutz ist keine 
Nischenaufgabe mehr.                
 
Eine interessante Lektüre wünscht Ihnen

Thomas Rauschenbach, 
Direktor des Deutschen Jugendinstituts

Liebe Leserinnen und Leser,
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Neue Perspektiven für den Kinder- und Jugendschutz:  

Ein Plädoyer für Veränderung
Deutschland investiert hohe finanzielle Mittel, um Kinder und Jugendliche vor Missbrauch,  

Misshandlung und Vernachlässigung zu schützen. Wie aber Schutzmaßnahmen und Hilfen nach  

Gefährdungen für Kinder am besten gestaltet werden können, liegt noch weitgehend im Dunkeln.  

Vier Thesen dazu, wie das Kinderschutzsystem weiterentwickelt werden könnte.

Von Heinz Kindler
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  D        eutschland lässt sich die Unterstützung von Eltern und 
den Schutz von Kindern viel kosten. Obwohl die Kom­
munen über die Ausgabenlast für die finanziellen Hilfen 

zur Erziehung stöhnen, investieren sie derzeit freiwillig und na­
hezu flächendeckend in den Aufbau früher präventiver Ange­
bote. Deutschland verfügt im Bereich der Allgemeinen Sozialen 
Dienste und der Hilfen zur Erziehung nach wie vor über hoch­
motivierte Fachkräfte, die mehrheitlich ein Fachhochschulstu­
dium aufweisen und damit im europäischen Vergleich über­
durchschnittlich gut qualifiziert sind.  

Gleichwohl sind die Resultate unseres Bemühens als Gesell­
schaft um den Schutz von Kindern vor Vernachlässigung, Miss­
handlung und Missbrauch sowie die Förderung ihres Wohler­
gehens ernüchternd. Trotz des massiven Ausbaus ambulanter 
Hilfen zur Erziehung hat Deutschland mehr Kinder in Fremd­
unterbringung als viele andere west­
liche Demokratien (Thoburn 2007). 
Beispielsweise sind die Quoten für 
Fremdunterbringung von Kindern 
in Belgien, England, Kanada, Nor­
wegen, Schweden und den USA nied­
riger als in Deutschland (Gilbert/
Parton/Skivenes 2011). Soweit be­
kannt ist, erreichen junge Menschen 
in Deutschland das Erwachsenenal­
ter allzu häufig mit keinem oder nur 
mit einem geringen Bildungsabschluss. Gleichzeitig sind die ho­
hen Raten an psychischen Auffälligkeiten unübersehbar (Schmid 
2007; Kindler u.a. 2011). 

Deutschland liegt hinsichtlich der Anzahl gefährdungsbe­
dingter Todesfälle im Mittelfeld der entwickelten Industrie­
nationen (UNICEF 2003; Pritchard/Williams 2010). Während 
es Hinweise darauf gibt, dass in Deutschland – wie auch in an­
deren Ländern – sexueller Missbrauch und körperliche Miss­
handlung etwas zurückgedrängt werden konnten, scheinen 
ambulante Hilfen bei der häufigsten Gefährdungsform, der Ver­
nachlässigung, in ihrer bisherigen Konzeption wenig wirksam 
zu sein (Jones/Finkelhor/Halter 2006; Stadler/Bieneck/Pfeiffer 
2012). Eine Erhebung zu Fallverläufen nach den sogenannten 
8a-Mitteilungen (gemeint ist das Achte Sozialgesetzbuch und 
dort der § 8a »Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung«) in 
zwei Städten ergab beispielsweise, dass nach Vernachlässigung 
überwiegend ambulante Hilfen zur Erziehung erbracht wur­
den, nach einem Jahr aber bei den meisten Fällen keine deut­
lichen Verbesserungen berichtet wurden (Kindler 2012a). In die­
ser Situation ist es keine befriedigende Entwicklungsstrategie, 
einfach noch mehr Geld in das bestehende Kinder- und Ju­
gendhilfesystem zu geben. Und sollte sich die derzeit gute wirt­
schaftliche Konjunkturlage einmal verschlechtern, wird auch 

die Finanzierung des Kinder- und Jugendhilfesystems proble­
matischer werden. Um Fortschritte zu erreichen, sind daher an­
dere Perspektiven für die Weiterentwicklung des Kinderschutz­
systems gefragt. Hierzu werden vier Thesen formuliert, wie eine 
erstrebenswerte Gestaltung des Kinderschutzes in Deutschland 
zukünftig aussehen könnte.

1. Kinderschutz ist mehr als das Entdecken von 
Gefährdungsfällen

Kinderschutz sollte vielmehr als organisierte Aktivität verstan­
den werden – mit dem Ziel, Fälle von Vernachlässigung, Miss­
handlung und Missbrauch zu entdecken und so zu bearbeiten, 
dass Gefährdung beendet, Beteiligungsrechte gewahrt und eine 
möglichst positive Entwicklung von Kind und Familie ermög­

licht werden. In den letzten Jahren 
lag der Schwerpunkt der gesetzge­
berischen Tätigkeit und der Fachdis­
kussion jedoch ganz eindeutig auf 
dem Aspekt der möglichst zuverläs­
sigen Entdeckung von Gefährdung. 
Dies war richtig. Aber was kommt 
danach? Abgesehen von wenigen spe­
zialisierten Einrichtungen halten Be­
ratungsstellen und ambulante Hilfen 
zur Erziehung in Deutschland bis­

lang kaum spezifische Interventionskonzepte für Vernachlässi­
gungs- oder Misshandlungsfamilien bereit. 

Gleiches gilt im Bereich der stationären Hilfen für Kinder 
mit Erfahrungen von Vernachlässigung, Misshandlung oder 
sexuellem Missbrauch. In diesen Fällen kommen vor allem un­
spezifische Hilfestrategien, wie etwa Wertschätzung vermitteln 
oder Förderung von Selbstmanagement, zum Einsatz. Ein sol­
ches Vorgehen ist aber weder besonders erfolgreich noch ent­
spricht es dem internationalen Forschungsstand (Institute of 
Medicine and National Research Council 2014). Hinzu kommt, 
dass selbst bei den Kindern, die in Einrichtungen der Jugendhil­
fe oder in Pflegefamilien leben oder für die eine Vormundschaft 
besteht, sowohl die kinder- und jugendpsychiatrische Versor­
gung als auch das Angebot von Frühförderung beziehungswei­
se sonderpädagogischer Förderung lückenhaft ist (Nützel u.a. 
2006; Kindler u.a. 2011). 

Wie können diese Missstände angegangen werden? Zum 
ersten ist es notwendig, interdisziplinäre Zusammenarbeit auf 
der Fallebene zu stärken. Teilweise wird dies dadurch erreicht, 
dass sich die Jugendhilfe multidisziplinärer ausrichtet. So brau­
chen Heime und Pflegekinderdienste sonderpädagogische Fach­
kräfte im Team und sollten verstärkt Lehrkräfte für Förderkurse 
oder für Sommerschulen engagieren. Im internationalen Ver­

Trotz des Ausbaus ambulanter

Hilfen zur Erziehung hat Deutschland 

mehr Kinder in Fremdunterbringung

als andere westliche Demokratien.



USA, Ungarn, Spanien, Schweden, Frankreich und Rumänien 
der Anteil der Pflegefamilien an allen Unterbringungen größer 
ist (Ainsworth/Thoburn 2014).

Die Chancen von Pflegefamilien, Kindern korrigierende 
Bindungserfahrungen zu vermitteln, sind im Vergleich deutlich 
besser, wenn die Familien gut unterstützt werden. In Pflegefa­
milien entwickelt immerhin etwa die Hälfte der Kinder eine 
sichere Bindungshaltung. Dies gilt sowohl für jüngere (Van den 
Dries u.a. 2009) wie auch für ältere Kinder (Joseph u.a. 2014). 

Das haben Studien nicht nur im Aus­
land, sondern auch in Deutschland 
gezeigt (Nowacki/Schölmerich 2010). 
Wie das Beispiel der nordeuropäi­
schen Nachbarländer demonstriert, 
sind Pflegefamilien auch für viele äl­
tere Kinder geeignet. In Deutschland 
werden diese aber nahezu durchgän­
gig in Heimen untergebracht. Aus 
diesen Gründen ist eine Offensive 

zum Ausbau der Pflegekinderhilfe notwendig, die aber nur 
gelingen kann, wenn therapeutische Konzepte in der Beglei­
tung von Pflegefamilien stärker erprobt beziehungsweise aus­
gebaut und auch besser entschädigt werden. Da jüngere Kin­
der bei einer Fremdunterbringung nahezu zwangsläufig in­
nerhalb weniger Monate neue Bindungen aufbauen, zugleich 
aber unter Bindungsabbrüchen besonders leiden, werden Al­
ternativen zum System von Inobhutnahme und Bereitschafts­
pflegefamilien benötigt. In diesen Fällen müssten etwa mehr 
gemeinsame Plätze für Mutter und Kind in Inobhutnahme­
stellen eingerichtet werden. Auch die Möglichkeit, dass Be­
reitschaftspflegefamilien bei sich länger hinziehenden Gerichts­
verfahren in die Rolle einer Dauerpflegefamilie wechseln, müsste 
erweitert werden.

3. Die Partizipation von Eltern und Kindern muss 
gestärkt werden

Regeln der Mitsprache sind sowohl bei Gefährdungseinschät­
zungen als auch bei der Hilfeplanung gesetzlich verankert. 
Dies wird meistens – zumindest bei Erwachsenen – auch be­
achtet. Die Eltern werden gefragt, wie sie die Probleme in der 
Familie beschreiben, welche Ziele der Hilfe sie formulieren 
würden und ob sie der vorgeschlagenen Form von Hilfe zu­
stimmen. Dies ist positiv und erhöht die Qualität der Hilfe 
(planung). Allerdings erhalten Eltern kaum Informationen 
über die bisherigen Erfahrungen von Familien mit der vorge­
schlagenen Hilfeform und ihren Wirkungen. Auch über die 
Qualität des vorgeschlagenen Trägers werden kaum Informati­
onen vermittelt, die für eine qualifizierte Mitentscheidung aber 
wichtig wären.

gleich zeigt sich, dass entsprechende Anstrengungen durchaus 
Bildungserfolge bewirken. Zugleich braucht es für die Psychi­
atrie finanzielle und gesetzliche Anreize, um die ausgeprägte 
»Kommstruktur« aufzuweichen, also die Neigung, Diagnostik, 
Behandlung und Fallberatung nur in Praxen beziehungsweise 
Kliniken anzubieten. Das heißt: Allgemeine Sozialdienste brau­
chen Beratungskontrakte mit Erwachsenenpsychiaterinnen und 
-psychiatern, die bei manchen Fällen einen Austausch in Fall­
besprechungen ermöglichen. Stationäre Einrichtungen der Ju­
gendhilfe benötigen jugendpsychia­
trische Sprechstunden vor Ort. 

Zum zweiten sollte in den Ver­
handlungen mit den Trägern ambu­
lanter Dienste die Möglichkeit eines 
höheren Entgelts verankert werden, 
wenn nach einer Gefährdungsmit­
teilung Fachkräfte eingesetzt werden, 
die in spezifischen Interventions­
konzepten mit Wirkungsnachweis 
geschult sind und die diese Methode im Fall einsetzen. Die Ju­
gendhilfeplanung sollte verpflichtet werden, dem Jugendhilfe­
ausschuss zu berichten, welche ambulanten Hilfekonzepte mit 
Wirkungsnachweis örtlich verfügbar sind. 

2. Ein beziehungsorientierter Umbau des  
Kinderschutzsystems ist notwendig

Auswirkungen von erfahrener Vernachlässigung, Misshand­
lung oder sexuellem Missbrauch zeigen sich vor allem im Be­
reich der Bindungsentwicklung, also in der Fähigkeit, sich auf 
Vertrauensbeziehungen einzulassen und diese positiv mitzu­
prägen (Cicchetti/Valentino 2006). Dieser Bereich ist vor allem 
deshalb besonders bedeutsam, weil die Summe der Bindungs­
erfahrungen in der Kindheit mit darüber entscheidet, wie im 
Erwachsenenalter Partnerschaften und die Beziehung zu eige­
nen Kindern gestaltet wird. Um die Weitergabe von Gefähr­
dung an die nächste Generation zu verhindern, müsste es ei­
gentlich das vitale Interesse der Gesellschaft sein, die Bindungs­
entwicklung von Kindern nach einer Gefährdungssituation 
soweit wie möglich zu fördern (Schofield/Lee/Merrick 2013). 
Davon ist aber nicht viel zu spüren. Obwohl bekannt ist, dass 
stationäre Einrichtungen in ihrer jetzigen Form kaum positive 
und stabile Bindungserfahrungen vermitteln können, liegt ihr 
Anteil an allen Fremdunterbringungen in Deutschland so 
hoch wie sonst nur in mehreren osteuropäischen Ländern 
(Schleiffer/Müller 2003). In ihrem Forschungsliteraturbericht 
beschreiben Frank Ainsworth und June Thoburn, dass sich 
Deutschland beim Anteil der stationären Einrichtungen an al­
len Fremdunterbringungen auf dem Niveau Litauens und der 
Ukraine bewegt, während in Australien, Irland, England, den 

6   DJI Impulse  2.2014

Thema // Kinder- und Jugendschutz

In Pflegefamilien entwickelt  

immerhin etwa die Hälfte der Kinder 

eine sichere Bindungshaltung.
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Daher gibt es die etwas merkwürdige Situation, dass es leichter 
ist, Informationen über gekaufte Kopfschmerztabletten und 
Kühlschränke, Kliniken, Altenheime und Psychotherapiefor­
men zu erhalten als über Maßnahmen der Kinder- und Ju­
gendhilfe. Dabei ist allen Beteiligten klar, dass es in Deutsch­
land große Unterschiede in der Qualität zwischen den Jugend­
ämtern und zwischen den unterschiedlichen Trägern der Hil­
fen zur Erziehung gibt. Ebenso dürfte unbestritten sein, dass 
die Qualität von Jugendhilfeleistungen mitunter sehr ent­
scheidend für das weitere Leben von Kindern und Familien ist. 
Wäre es daher nicht an der Zeit, für Informationspflichten zu 
sorgen, die mehr Transparenz ermöglichen, um somit Eltern 
zu stärken? 

Natürlich benötigen nicht nur Erwachsene, sondern auch 
Kinder Informationen. Mehr noch als bei Erwachsenen müssen 
Informationen für Kinder (zum Bei­
spiel im Hilfeplan oder bei einer In­
obhutnahme) an die Situation und 
das Kind angepasst und aus der Er­
wachsenensprache »übersetzt« wer­
den. Zusätzlich muss auch Zeit für 
einen Vertrauensaufbau zur Verfü­
gung stehen. Ohne Vertrauen kön­
nen sich nur wenige Kinder einbrin­
gen. In dieser Situation ist es zunächst 
einmal notwendig, dass Gespräche 
mit Kindern sehr viel stärker als nicht zu unterschätzende fach­
liche Aufgabe verstanden werden (Kindler 2012b). Wie in ande­
ren Bereichen auch müssen hier Ausbildungs- und Qualifizie­
rungsmodule für die beteiligten Fachkräfte entwickelt werden.

Besonders nach Gefährdungserlebnissen können viele Kin­
der ihre Eltern nicht als Vertrauenspersonen nutzen, um Wün­
sche zu äußern oder um mitzuteilen, dass sie sich in einer Ein­

richtung oder in einer Pflegefamilie ungerecht behandelt füh­
len. Ob diese Kinder Ombudsstellen nutzen können, die ihnen 
(rechtliche) Beratung und Unterstützung geben sollen, ist eine 
offene Frage. Da wir als Gesellschaft (und auch das Jugendhil­
fesystem) aber ein großes Interesse daran haben müssen, fa­
miliäre Ohnmachtserfahrungen durch unser eigenes Handeln 
nicht zu doppeln, sind Erprobungen mit den Beschwerde- und 
Ombudsstellen notwendig.
 
4. Für ein lernendes Kinderschutzsystem müssen 
Grundlagen geschaffen werden

Lernen hat Voraussetzungen. Zunächst einmal werden Infor­
mationen darüber benötigt, wie gut die Verfahren und Ergeb­
nisse bereits sind. In wie vielen Gefährdungsfällen gehen nach 

eingeleiteten Hilfen keine weiteren 
Gefährdungsmitteilungen mehr ein? 
Wie viele Kinder verlassen nach frü­
heren Erfahrungen mit Vernachläs­
sigung, Misshandlung oder Miss­
brauch Jugendhilfemaßnahmen mit 
positiven sozialen Fähigkeiten, einem 
qualifizierten Schulabschluss und ei­
nem hohen Selbstvertrauen? Derzeit 
gibt es auf keine dieser naheliegen­
den Fragen befriedigende Antworten. 

Der Grund dafür ist, dass die Jugendhilfestatistik – in alter 
sozialstaatlicher Manier – auf das Zählen von Maßnahmen 
fokussiert ist, aber nicht darauf, ob die grundlegenden Ziele 
erreicht worden sind. Benötigt werden deshalb stichproben­
artig gesammelte Informationen darüber, was aus Kindern im 
Kinderschutzsystem wird. Ein lernendes Kinderschutzsystem 
braucht kontrollierte Interventionsstudien, die ausloten, in wel­

Es ist leichter, Informationen  

über Kopfschmerztabletten zu  

erhalten, als über Maßnahmen  

der Kinder- und Jugendhilfe.
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Nicht-missbrauchende Väter und Mütter werden derzeit zu wenig in Präventionsstrategien eingebunden. 

Wenn Kinder durch ihre Eltern ermutigt werden, sich bei ersten Anzeichen von Missbrauch mitzuteilen, 

können diese vor weiteren Übergriffen besser geschützt werden.

Von Elisabeth Helming und Heinz Kindler

Mit Kindern und Eltern  
über sexuelle Gewalt reden

oft sogar durch Verwandte, Freunde und Bekannte. Das erzeugt 
bei Eltern Angst, aber auch Unsicherheit, wie Mädchen und 
Jungen zu schützen sind. Mehr Beaufsichtigung und Kontrolle 
auf der Basis einer überängstlichen oder autoritären Haltung 
kann den Kindern aber auch schaden: Wie die US-amerikani-

 D urch die öffentliche Diskussion über sexuelle Miss-
brauchsfälle haben viele Eltern erkannt, dass es nicht 
nur um psychisch kranke Täter geht, denen das Etikett 

»böse Männer« angeheftet wird. Vielmehr lässt sich zeigen, 
dass sexuelle Gewalt vor allem im häuslichen Umfeld geschieht, 



sche Psychologin Mary L. Paine und der US-amerikanische Psy-
chologe David J. Hansen (2002) in einer Forschungsübersicht 
ausführen, hindert sowohl ein wenig fürsorglicher als auch ein 
überfürsorglich-kontrollierender familiärer Hintergrund Kin-
der daran, sich Eltern anzuvertrauen, wenn sie sexuellen Miss-
brauch erleben. 

Präventionsfachkräfte sollten deshalb ihre Angebote nicht 
nur auf Kinder beziehen, sondern auch an Eltern richten: Die 
Erwachsenen sind für Prävention verantwortlich; wenn Kinder 
sexuelle Gewalt oder sexuelle Grenzverletzungen erlebt haben, 
sollten sie die Kinder ermutigen, sich mitzuteilen, damit der 
Missbrauch sofort unterbunden wird und die Kinder entspre-
chend unterstützt werden können.

Werden Eltern in Maßnahmen der Prävention einbezogen, 
verstärkt sich die positive Wirkung von vorrangig kindbezoge-
nen Ansätzen. Eine repräsentative amerikanische Studie, bei 
der 2.000 Kinder telefonisch befragt wurden, zeigte, dass Kin-
der, die mit ihren Eltern thematisch intensive Gespräche über 
sexuelle Gewalt geführt haben, bei später dann tatsächlich er-
folgten Übergriffen auch häufiger bei einer Vertrauensperson 
Hilfe suchten (Finkelhor/Dziuba-Leatherman 1995).  

Die Unsicherheit der Eltern muss thematisiert werden 

Eltern sehen vor allem im Gespräch mit ihren Kindern einen 
wichtigen Baustein der Prävention, wenn diese beispielsweise 
aufgrund von Medienberichten über Missbrauchsfälle ihre Fra-
gen stellen. Allerdings sind solche Gespräche auch für Eltern 

herausfordernd: Wie soll beispielsweise die Tatsache angespro-
chen werden, dass eine Person aus dem persönlichen Lebens-
umfeld zum Täter werden kann? Ebenso schwierig ist es, Kin-
dern zu erklären, was sexuelle Gewalt ist und welche Formen 
Missbrauch annehmen kann. 

Unsicherheiten und Fragen von Müttern und Vätern müssen 
in Angeboten der Prävention thematisiert werden. Um ihre Kin-
der kompetent schützen zu können, brauchen sie Informationen 
über typische Gefährdungssituationen. Sie brauchen Hinweise 
darauf, wie sie selbst mit ihren Kindern über die Gefährdung 
durch sexuelle Gewalt sprechen können. Eltern müssen wissen, 
welches Verhalten von Freunden, Bekannten und Verwandten 
im sozialen Umfeld, von Fachkräften und ehrenamtlichen Be-
treuerinnen und Betreuern in sozialen Institutionen und bei ver-
schiedenen Freizeitangeboten angemessen ist und wo »Grenz-
überschreitungen« zu konstatieren sind. Sie müssen in kindzen-
trierte Ansätze der Prävention in Einrichtungen einbezogen 
werden, damit sie die Programminhalte verstehen und mit den 
Kindern vor- und nachbesprechen können. 

Kinder müssen wissen, dass sie sich ihren Eltern bei Miss-
brauchshandlungen anvertrauen können. Wenn Kinder die Er-
fahrung machen, dass ihre Eltern jegliche Form von sexueller 
Gewalt und sexuellen Übergriffen verurteilen und dass man da-
rüber mit ihnen sprechen kann, wird das Vertrauen gestärkt 
(Flåm/Haugstvedt 2013). Weitere Missbrauchshandlungen kön-
nen dadurch schneller unterbunden werden. Bei der Aufdeckung 
sexueller Gewalt können Eltern eine relevante Rolle überneh-
men. Die DJI-Studie »Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und 
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Familie berücksichtigt werden (Conen 2012, 1998; Bange 2012). 
Auch traumatherapeutische Ansätze für Kinder und Jugendliche 
beziehen nicht-missbrauchende Bezugspersonen (Mutter, Va-
ter oder eine andere Vertrauensperson) ein. Dadurch sollen 
mehrere Ziele erreicht werden: die Stärkung einer positiven 
Eltern-Kind-Beziehung, das Ausloten einer gemeinsamen Spra-
che für die traumatischen Ereignisse, die co-therapeutische 
Unterstützung des Kindes sowie die Stabilisierung des Thera-
pieerfolgs (Kirsch/Goldbeck 2012). Die Beteiligung der Eltern 
an einer Therapie kann zu einer deutlichen Verbesserung bei 
Depressionen und externalisierenden Verhaltensschwierigkeiten 

der Kinder beitragen (Deblinger 
u.a. 1996) und auch dabei helfen, 
traumabezogene Ängste zu redu-
zieren (King u.a. 2000). 

Die Partizipation von Eltern 
– seien es leibliche oder Pflegeel-
tern – in therapeutische Interven-
tionen ist auch bei sexuell grenz-
verletzenden Kindern und Ju-
gendlichen unbedingt erforder-
lich. Sexuelle Grenzverletzungen 
von Kindern und Jugendlichen 

weisen auf Entwicklungsprobleme und Belastungen hin, für 
deren Aufarbeitung die Unterstützung von Eltern unabding-
bar ist, damit sich Verhaltensstrukturen nicht verfestigen (Mos-
ser 2012b; Bovensmann 2012). Wenn nicht-missbrauchende 
Mütter und Väter in Maßnahmen der Prävention und Inter-
vention einbezogen werden, sind sie als wichtige Partnerin-
nen und Partner anerkannt und ihre Belastung kann ebenfalls 
thematisiert werden. Dadurch können sie wiederum ihre Kin-
der besser unterstützen. 

Ein Verdacht auf sexuelle Gewalt kann nicht immer 
geklärt werden 

Wenn von der Kooperation mit (eindeutig) nicht-missbrau-
chenden Müttern und Vätern die Rede ist, wird meistens still-
schweigend davon ausgegangen, dass sich ein Verdacht auf se-
xuelle Gewalt durch fachlich angemessenes Vorgehen als richtig 
oder falsch erweist. Weniger Aufmerksamkeit erfährt die Fra-
ge, wie die Zusammenarbeit mit Eltern gestaltet werden kann, 
wenn der Vorwurf eines innerfamiliären Missbrauchs nicht ge-
klärt werden kann (Conen 1998; Tjersland u.a. 2006; Kindler/
Eschelbach 2014). Dies ist aber häufig der Fall: Die Symptome 
von sexueller Gewalt oder anderer Übergriffe, die Kinder erlebt 
haben, sind oft nicht eindeutig. Auch machen manche Kinder 
nur Andeutungen und können oder wollen sich nicht klar äu-
ßern. Bei Fällen, in denen unklar bleibt, ob ein Missbrauch 
stattgefunden hat, entstehen starke Spannungen, zum Beispiel 
wie die Kontakt- und Schutzrechte von Kindern und Eltern ab-

Jungen in Institutionen« (Helming u.a. 2011) konnte zeigen, 
dass nach Einschätzung von Lehrkräften bei ungefähr 30 bis 40 
Prozent der Verdachtsfälle im schulischen Bereich vor allem El-
tern auf eventuellen sexuellen Missbrauch hingewiesen haben.

Eltern sind wichtig für den Heilungsprozess ihrer 
Söhne und Töchter 

Der Einbezug von nicht-missbrauchenden Eltern in den Hei-
lungsprozess ihrer Kinder ist bisher vernachlässigt worden. In 
den bisherigen Interventionsstrategien tauchen die nicht-miss-
brauchenden Elternteile kaum 
auf. Gegen die Mütter und Vä-
ter richtet sich tendenziell Miss-
trauen, da sie offensichtlich ihre 
Kinder nicht geschützt haben. Sie 
selbst leiden aber auch unter 
Schuldgefühlen. Dabei sind El-
tern für den Heilungsprozess ih-
rer Töchter und Söhne äußerst 
wichtig (Kindler 2012; Kindler/
Schmidt-Ndasi 2011). Sie müssen 
ihre Kinder unterstützen und da-
rauf achten, dass die durch sexuelle Gewalt entstandenen Belas-
tungen nicht wie Selbstläufer fungieren und sich nicht im Leben 
verstärken. So sollen langfristige negative Auswirkungen auf 
Schulleistungen, berufliche Lebenswege und persönliche Bezie-
hungen verhindert werden. 

Bei Interventionen muss allerdings auch berücksichtigt wer-
den, dass Eltern häufig selbst in eine schwere Krisensituation 
geraten, wenn ihr Kind Opfer sexueller Gewalt wird. Die meis-
ten Mütter und Väter sind nach der Aufdeckung eines sexuel-
len Missbrauchs geschockt (Bange 2012, 2011; Mosser 2012a). 
Sie fühlen sich hilflos und spüren, dass ihr Leben aus den Fu-
gen gerät. Details über das Vorgefallene zu hören, ist für sie 
kaum auszuhalten. Sie geraten in Sorge um ihr Kind und füh-
len sich durch mögliche Symptome eines Missbrauchs unsi-
cher und gestresst. Gleichzeitig haben sie Angst, ihr Mädchen 
oder ihr Junge könnte ein Leben lang unter den Folgen leiden. 
Wenn Täter das Vertrauen von Eltern gewonnen haben, fühlen 
diese ihrerseits einen tiefen Vertrauensbruch. Es ist eine große 
Herausforderung für Eltern, mit durch traumatisierende Er-
fahrungen entstandenen Verhaltensaufälligkeiten ihrer Kinder 
umzugehen (Stein 2012). In der Beratung stellt sich die Aufga-
be, Eltern dafür zu gewinnen, die Frage der Schuld durch eine 
zukunftsorientierte, handlungsfähige Perspektive zu ersetzen 
(Mosser 2012a). Im Zentrum dieser Perspektiven muss die Fra-
ge stehen: Wer kann welche Beiträge zu einer gelingenden Be-
wältigung der sexuellen Gewalterfahrung leisten? 

In einer systemisch-familientherapeutisch orientierten Be-
ratung und Therapie muss die gesamte Lebenssituation der 

In der Beratung stellt sich die Aufgabe,  

Eltern dafür zu gewinnen, die Frage  

der Schuld durch eine zukunftsorientierte, 

handlungsfähige Perspektive zu ersetzen.
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zuwägen sind (Kindler/Eschelbach 2014). Es gibt nur wenige 
Konzepte, wie die Zusammenarbeit mit diesen Familien und 
der Umgang mit den hier entstehenden Dilemmata für Fach-
kräfte und Familienmitglieder gestaltet werden sollte (Tjers-
land u.a. 2006; Conen 1998; May 2014). Durch intensive Unter-
stützung durch Therapeutinnen und Therapeuten und andere 

psychosoziale Fachkräfte kann Vertrauen aufgebaut werden. In 
Familien, in denen der Verdacht auf sexuellen Missbrauch 
nicht zu klären ist, müssen Wege gefunden werden, die einer-
seits den Schutz der Kinder gewährleisten und mit denen ande-
rerseits Erstarrungen überwunden und Verdächtigungen auf-
gelöst werden können (Tjersland u.a. 2006).                                                   
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Strategien  
des Kinderschutzes

  W        elche Strategien sind erfolgversprechend, um Kin-
desmisshandlung und -vernachlässigung vorzu-
beugen und betroffene Kinder und ihre Familien 

bestmöglich zu unterstützen? Dieser Frage ging das Deutsche 
Jugendinstitut (DJI) zusammen mit Partnern aus vier europä-
ischen Ländern im Projekt »Prevent and Combat Child Abuse: 
What Works?« nach (siehe Kasten auf S. 14). Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler verglichen dabei die Kinderschutz-

systeme der Niederlande, Portugals, Schwedens, Ungarns und 
Deutschlands. In diesem Artikel werden exemplarische Ergeb-
nisse der Gesamtstudie vorgestellt.

In allen fünf untersuchten Ländern ist die Anwendung von 
Gewalt in der Erziehung gesetzlich verboten. Schweden war das 
erste dieser Länder, das ein solches Gesetz bereits 1979 erließ. 
Deutlich später folgten Deutschland im Jahr 2000, Ungarn 
2005, die Niederlande und Portugal im Jahr 2007. Es bestehen 

Kinder müssen vor Gewalt in der Erziehung geschützt werden. Welche Strategien in Europa als  

erfolgversprechend gelten und welche Unterschiede zwischen verschiedenen europäischen Ländern 

bestehen, hat das Deutsche Jugendinstitut untersucht. 

Von Regine Derr und Beate Galm 
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jedoch große Unterschiede bei der Umsetzung dieses Verbots. 
In Ungarn gab es bislang keinerlei Öffentlichkeitskampagne 
oder Fortbildungsinitiative, um Erwachsene, Kinder und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich des Kinderschutzes 
zu informieren und dafür zu sorgen, dass dieses Gesetz auch 
tatsächlich befolgt wird. Schweden dagegen hat seit den 1970er-
Jahren verschiedene Maßnahmen ergriffen, die dazu geführt 
haben, dass die Akzeptanz von Gewalt in der Erziehung sinkt. 
Diese Tendenz zeigt sich auch in Deutschland – Forschungser-
gebnisse lassen darauf schließen, dass Gesetze eine gewaltfreie 
Erziehung fördern (Bussmann/Erthal/Schroth 2008). 

In Schweden ist die Ächtung von Gewalt in der Erziehung 
tief in der öffentlichen Meinung verwurzelt. In den Elterninter-
views zeigte sich, dass die gesellschaftliche Ablehnung von Er-
ziehungsgewalt dazu führt, dass Eltern, die ihre Kinder miss-
handelt haben, große Scham empfinden. Sie versuchen, das Ge-
schehene vor ihrem Umfeld zu verbergen, was zu sozialer Iso-
lation führen kann (Neander/Angman 2012). In Ungarn hinge-

gen ist die Anwendung körperlicher und insbesondere seelischer 
Gewalt in der Erziehung gesellschaftlich weitgehend akzeptiert. 
Der Verwirklichung von Kinderrechten wird wenig Bedeutung 
zugemessen, da andere Probleme als wichtiger betrachtet wer-
den. Hinzu kommt die Überzeugung, dass Kinder zuerst ihre 
Pflichten kennen und erfüllen sollten, bevor sie ihre Rechte ver-
dienen. Der Mangel an Hilfeangeboten und die fehlende Tradi-
tion, Hilfe zu suchen und anzunehmen, verhindern oft, dass 
betroffene Kinder und ihre Familien eine adäquate Unterstüt-
zung erhalten (Herczog/Komuves/Berta 2012). In den Nieder-
landen gilt es als Tabu, einen Verdacht auf Kindesmisshandlung 
oder -vernachlässigung zu äußern oder gar zu melden. Dieses 
Denken basiert auf einer Norm, nach der das Handeln anderer 
nicht öffentlich verurteilt werden soll. Informationen an die 
Behörden betreffen vor allem körperliche Misshandlung, wäh-
rend seelische Misshandlung in den Niederlanden wenig beach-
tet wird (Lammerts 2012). 

Die meisten Eltern wollen gewaltfrei erziehen

Portugiesische Eltern zeigten in einer Befragung eine mehrheit-
liche Ablehnung von Gewalt in der Erziehung als Mittel der Dis-
ziplinierung (Überblick in Perista/Silva 2011). Die in der DJI-
Studie interviewten Eltern relativierten oder legitimierten Ge-
walt und Vernachlässigung hingegen häufig (Perista/Silva 2012). 
In Deutschland sprechen repräsentative Studien dafür, dass die 
Mehrheit der Eltern – mit abnehmender Tendenz – zumindest 
leichtere Formen der körperlichen Bestrafung anwendet. Die 
meisten Eltern wollen die Kinder aber gewaltfrei erziehen (Über-
blick in Galm/Derr 2011). Die befragten Eltern kritisierten, 
dass manchen Bevölkerungsgruppen, etwa Sinti und Roma 
oder sozial benachteiligte Familien, zugeschrieben werde, be-
sondere Schwierigkeiten bei der Erziehung ihrer Kinder zu ha-

Im Projekt »Prevent and Combat Child Abuse: What 

Works? An Overview of Regional Approaches, Exchange 

and Research« untersuchte das Deutsche Jugendinstitut (DJI) 

zusammen mit Partnern aus vier europäischen Ländern die 

Kinderschutzsysteme der Niederlande, Portugals, Schwedens, 

Ungarns und Deutschlands. Sie analysierten grundlegende 

Kriterien wie die rechtlichen Grundlagen, die politischen Pro-

gramme und die präventiven Maßnahmen. Darüber hinaus 

gingen sie der Frage nach, wie die verschiedenen Staaten bei 

vermuteter Kindesmisshandlung und -vernachlässigung vorge-

hen und welche Hilfeangebote betroffene Kinder, Jugendliche 

und deren Eltern nutzen können. Zudem erforschten sie, wie 

die Kooperation verschiedener Akteure im Kinderschutz aus-

sieht und wie die Fachkräfte im Bereich des Kinderschutzes 

aus- und fortgebildet werden. Der zweite Teil der Studie  

beinhaltet die Perspektive von Eltern und Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern aus dem Bereich des Kinderschutzes.  

Dahinter steht der Anspruch, besser zu verstehen, wie der 

Kinderschutz in der Praxis funktioniert. Die Forscherinnen  

und Forscher befragten dafür Eltern, die ein Hilfeangebot zur 

Prävention von Misshandlung oder Vernachlässigung in  

Anspruch genommen hatten, und Fachkräfte, die mit betrof-

fenen Kindern und ihren Eltern arbeiten.

www.dji.de/index.php?id=1409

Das Projekt

http://www.dji.de/index.php?id=1409


In der Umsetzung dieser Strategien sehen die Forscherinnen 
und Forscher aus den jeweiligen Ländern teilweise enorme De-
fizite. Die Kritik bezieht sich dabei weniger auf die Hilfesysteme 
selbst als vielmehr auf ihre konkrete Ausgestaltung. Über die 
beschriebenen Tendenzen hinaus ist ein seriöser Vergleich des 
Erfolgs nationaler Strategien im Kinderschutz im Rahmen der 
Studie nicht möglich. Dafür erweisen sich die Systeme als zu 
komplex und zu unterschiedlich. Einig sind sich die Länder 
auch darin, dass noch erheblicher Forschungsbedarf besteht, 
etwa hinsichtlich der Wirksamkeit von Interventionen.             

ben. Einige Eltern berichteten von Diskriminierungs- und Stig-
matisierungserfahrungen in Schulen und Behörden wegen ihres 
familiären, sozialen oder kulturellen Hintergrunds.  

Trotz der unterschiedlichen Ausrichtung und Gestaltung 
der Kinderschutzsysteme wurden in den Interviews mit Eltern 
und Fachkräften länderübergreifend einige Aspekte deutlich, 
die den Hilfeprozess fördern oder behindern können. Die be-
fragten Eltern skizzierten insgesamt ein anspruchsvolles Kom-
petenzprofil für Fachkräfte: Sie sollen vertrauenswürdig, wert-
schätzend, empathisch, unterstützend, offen und ehrlich sein, 
zudem belastbar, konfliktfähig und beharrlich. Die Interviews 
legen nahe, dass Eltern eine tragfähige Hilfebeziehung als Basis 
für einen erfolgreichen Hilfeprozess sehen. Ist das nicht der 
Fall, fällt es Eltern schwer, Hilfe zu akzeptieren, mit den Fach-
kräften konstruktiv zusammenzuarbeiten und dadurch Pro
bleme erfolgreich zu bewältigen. Dabei spielt auch die persön-
liche Beziehung zwischen Fachkräften und Eltern eine Rolle 
(Galm/Derr 2014).

Deutliche Unterschiede zeigen sich in den untersuchten 
Ländern bei der Transparenz und bei der Beteiligung von Fami-
lien im Hilfeprozess. In Schweden etwa haben sowohl das Parla-
ment als auch der Zusammenschluss der Regionen und lokalen 
Behörden der Beteiligung der betroffenen Eltern und Kinder 
Priorität eingeräumt (Neander/Angman 2012). Was jedoch die 
Umsetzung angeht, berichten Eltern aus allen Ländern von De-
fiziten. Eine Mutter aus Ungarn formuliert: »Ich fragte die Sozi-
alarbeiterin, was sie vorhätte, aber ich habe nie eine Antwort 
bekommen. Sie wollte, dass wir die Papiere unterschreiben, ohne 
sie zu lesen und zu verstehen« (Herczog 2011, S. 20). Eltern aller 
untersuchten Länder betrachten eine Hilfe als erfolgreich, wenn 
sie sie als Hilfe zur Selbsthilfe erlebten. Dies gilt für alle Lebens-
bereiche wie den Umgang mit Institutionen, die Haushaltsfüh-
rung, die Pflege und Erziehung von Kindern oder die Entwick-
lung beruflicher Perspektiven und gesellschaftlicher Teilhabe. 

Die Strategie des Kinderschutzes ist klar – die 
Umsetzung aber komplex 

In der Studie wurden bestimmte länderübergreifende Strategi-
en identifiziert, die dazu beitragen, Kinder und Jugendliche vor 
Misshandlung und Vernachlässigung zu schützen. Fundiertes 
Handeln setzt eine gute Aus- und Weiterbildung sowie Fortbil-
dungen etwa zur Gefährdungseinschätzung voraus, aber auch 
Supervision. Darüber hinaus helfen durchdachte Kommunika-
tions- und Vernetzungsstrukturen sowie Leitlinien, da sie zur 
Handlungssicherheit beitragen. Zudem sind gute Rahmenbe-
dingungen wichtig, etwa angemessene Arbeitsbedingungen der 
Fachkräfte sowie eine gute Bezahlung. Hilfen für Familien mit 
einem deutlich erhöhten Risiko für eine Kindeswohlgefähr-
dung sollten ressourcen- und bedarfsgerecht, umfassend, in-
tensiv und längerfristig angelegt sein. Familien mit komplexen 
Problemen in verschiedenen Bereichen profitieren von einem 
integrierten Hilfeansatz, bei dem Fachkräfte verschiedener Dis-
ziplinen und Bereiche miteinander kooperieren.
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Das soziale und familiäre Umfeld von jungen Menschen spielt eine wesentliche Rolle für das Suizidrisiko. 

Ein wirksamer Kinder- und Jugendschutz kann Risiken nur dann minimieren, wenn diese Hintergründe 

ausreichend untersucht und berücksichtigt werden.

Von Paul L. Plener und Jörg M. Fegert

ropäischen Mittel. Der Median der Lebenszeitprävalenz für 
Suizidversuche – also die Häufigkeit von Suizidversuchen – bei 
europäischen Jugendlichen liegt bei 10,5 Prozent (Kokkevi u.a. 
2012). Dem gegenüber steht eine zum Glück vergleichsweise 
geringe Anzahl von etwas über 200 Suiziden in der Altersgrup-
pe der bis 18-jährigen pro Jahr in Deutschland.

 S uizidales Verhalten im Sinne von Suizidgedanken, Sui-
zidplanung oder Suizidversuchen ist ein häufiges Phäno-
men im Jugendalter bis zu 18 Jahren. Etwa ein Drittel 

aller Jugendlichen in Deutschland hat schon einmal Suizidge-
danken gehabt. Zwischen 6 und 9 Prozent (je nach Studie) be-
richten von einem Suizidversuch – diese Zahlen liegen im eu-

Suizidgefahr 
bei Kindern und Jugendlichen
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Die Gründe für Suizidalität sind vielfältig, das Risiko, einen 
Suizidversuch zu unternehmen, ist von multiplen externen 
und internen Faktoren abhängig. In der Literatur wird be-
schrieben, dass über 90 Prozent der Jugendlichen, die einen 
Suizidversuch verüben, an mindestens einer psychischen Er-
krankung leiden. Neben den auch bei Erwachsenen diskutier-
ten neurobiologischen Bedingungen, wie etwa einer Abwei-
chung im Bereich des Botenstoffs Serotonin (das unter anderem 
für die Kommunikation zwischen Nervenzellen verantwort-
lich ist), deuten verschiedene Studien darauf hin, dass vor al-
lem Jugendliche aufgrund des sich in der Entwicklung be-
findlichen Gehirns für suizidales Verhalten gefährdet sind. 
Jene Bereiche des Gehirns, die für Entscheidungsfindung, Pro-
blemlösungsstrategien und die Kontrolle von Impulsivität ver-
antwortlich und bei Erwachsenen mit Suizidversuchen abwei-
chend aktiviert sind, befinden sich im jugendlichen Gehirn 
gerade in der Reifung (Heeringen u.a. 2011). Als besonders re-
levante Risikofaktoren für das Jugendalter wurden Schlafstö-
rungen (auch ohne begleitende Depression) sowie Mobbing-
Situationen (etwa im schulischen Umfeld) identifiziert. 

Traumatische Erlebnisse erhöhen das Suizidrisiko 

Eine häufig wiederholte Erkenntnis betrifft das Vorhandensein 
von traumatischen Erlebnissen in der Vorgeschichte. So konnte, 
basierend auf Daten der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
gezeigt werden, dass ein sexueller Missbrauch in der Kindheit 
das Risiko für Suizidgedanken mehr als verdoppelt, das Risiko 
für Suizidversuche wird durch ein solches Erlebnis fast verdrei-
facht. Ebenfalls wird durch eine körperliche Misshandlung in 
der Vorgeschichte das Risiko für Suizidgedanken und für Sui-
zidversuche verdoppelt (Stein u.a. 2010). In Studien zeigte sich 
wiederholt ein kumulativer Effekt von traumatischen Erlebnis-
sen. Das bedeutet, dass Jugendliche, die in ihrer Vergangenheit 
wiederholt traumatische Erlebnisse hatten, auch anfälliger sind, 
einen Suizidversuch zu unternehmen. Sie geben an, kurz vor 
einem versuchten Suizid mehr traumatische Erlebnisse gehabt 
zu haben als ihre Altersgenossinnen und -genossen ohne Sui-
zidversuche (hierzu etwa Plener u.a. 2011). Von den amerikani-
schen Professoren für Psychiatrie David A. Brent und J. John 
Mann (2006) wurde ein Modell zu familiären Risikofaktoren 
von Suizidalität bei Kindern und Jugendlichen erstellt, das Ver-
nachlässigungs- oder Missbrauchserlebnisse im Kontext eines 
dysfunktionalen familiären Umfelds darstellt. 

Nach diesem Modell nehmen einerseits eine psychopatho-
logische Belastung der Eltern und andererseits ein mitunter 
auch dadurch verursachtes schwieriges familiäres Umfeld so-
wie mögliche traumatische Erlebnisse Einfluss auf den Suizid-

versuch eines Kindes. Der amerikanische Psychologe Thomas 
Joiner geht von einer erhöhten Suizidgefährdung aus, wenn 
drei Faktoren zusammentreffen: erstens, wenn eine Person das 
Gefühl hat, für andere Menschen eine Last darzustellen, zwei-
tens, wenn sie sich von anderen Menschen isoliert fühlt und 
drittens, wenn sie die »Fähigkeit« erworben hat, sich selbst 
Schaden zuzufügen.

Ein Suizidwunsch verbindet sich mit der sogenannten »ac-
quired capability to suicide«, der erworbenen Fähigkeit zum Su-
izid. In mehreren Studien wurde gezeigt, dass traumatische Er-
lebnisse die Fähigkeit erhöhen, sich selbst Schaden zuzufügen, 
und somit Einfluss auf suizidales Verhalten nehmen können. 
Das Wissen um eine traumatische Vorgeschichte bei Kindern und 
Jugendlichen sollte also in der Risikobewertung neben anderen 
Faktoren unbedingt berücksichtigt werden (siehe Abbildung).

(nach der Psychiaterin Sonia Chehil und dem  
Psychiater Stanley P. Kutcher, 2012)

Risikobewertung von Suizidalität 

Demografie:
	 Geschlecht
	 Alter

Vorgeschichten einer psychischen Erkrankung
Aktuelle psychopathologische Symptomatik 
(zum Beispiel eine depressive Symptomatik)
Medizinisch-somatische Erkrankungen 
(zum Beispiel eine chronische Erkrankung)
Familiäre Vorgeschichte: 

	 Psychische Erkrankungen
	 Suizidales Verhalten

Persönliche Geschichte:
	 Misshandlung
	 Missbrauch
	 Soziale Anbindung
	 Aktuelle Beziehungen
	 Häusliches Umfeld
	 Schule und Beruf

Persönlichkeit:
	 Umgang mit Stress
	 Copingstrategien (Wie bewältigt eine Person 

	 belastende Situationen?)



zu einer Auslösung suizidalen Verhaltens, sondern kann im Ge-
genteil als Gesprächsangebot betroffene Jugendliche dabei unter-
stützen, Hilfen in Anspruch zu nehmen.                                     

Sollte sich im Rahmen eines Gesprächs mit Jugendlichen der 
Hinweis auf eine akute Suizidgefährdung ergeben, muss umge-
hend eine fachkundige kinder- und jugendpsychiatrische be-
ziehungsweise eine jugendpsychotherapeutische Klärung statt-
finden. Notfalls, bei akuter Suizidalität, sollte eine stationäre 
Aufnahme zur Sicherung der Patientinnen und Patienten (ge-
gebenenfalls auch gegen deren Willen) stattfinden. Die Mehr-
zahl aller Personen, die durch einen Suizid sterben, hat diesen 
zuvor angekündigt. Aus diesem Grund gilt auf keinen Fall der 
Grundsatz »Wer darüber redet, wird es schon nicht tun«. Viel-
mehr sollten Ankündigungen von suizidalen Handlungen im-
mer ernst genommen und kinder- und jugendpsychiatrisch 
abgeklärt werden.

Bei der Therapie muss die Familie einbezogen werden 

Im Bereich therapeutischer Verfahren zur Behandlung suizida-
ler Kinder und Jugendlicher gab es in den vergangenen Jahren 
verschiedene Studien, die sich unterschiedlicher therapeutischer 
Ansätze bedienten (für einen Überblick siehe Kapusta u.a. 2014). 
Zumeist wurde in den Studien Verhaltenstherapie in Einzel- 
oder Gruppenmaßnahmen angewendet. Einige Studien hatten 
einen spezifisch familienzentrierten Ansatzpunkt. Die meisten 
Studien konnten positive Effekte auf die Suizidgefährdung der 
Jugendlichen nachweisen. Allerdings waren diese häufig un
spezifisch für die jeweils untersuchten Therapieverfahren, was 
bedeutet, dass sich ein positiver Effekt zumeist auch in der Be-
obachtungsgruppe zeigen ließ. Ein Unterschied zwischen Inter-
ventions- und Beobachtungsgruppe zeigte sich häufig in Be-
zug auf familienzentrierte Interventionen. Aus diesem Grund 
scheint es essentiell zu sein, bei einer Therapie von suizidalen 
Kindern und Jugendlichen deren Familien mit einzubeziehen 
(Kapusta u.a. 2014)

Das soziale und familiäre Umfeld kann suizidales Verhalten 
im Kindes- und Jugendalter wesentlich beeinflussen. Wenn da-
bei interpersonelle Gewalt erfahren wird, sei es durch Miss-
brauch oder Misshandlung oder durch Mobbingsituationen in 
der Peer Group, kann sich das Risiko für einen Suizidversuch 
erhöhen. Konsequent gedachter Kinder- und Jugendschutz muss 
einerseits bei der Identifikation solcher Bedingungen ansetzen, 
um durch eine erhöhte Wachsamkeit eine schnelle Interventi-
on zu ermöglichen. Andererseits muss eine erhöhte Wachsam-
keit bezüglich suizidaler Verhaltensweisen auch bei dem Wis-
sen um vorhandene traumatische Ereignisse gefordert werden. 
Das direkte Ansprechen eines Verdachts einer suizidalen Nei-
gung führt nicht – wie häufig fälschlich angenommen wird – 

»Die Mehrzahl aller Personen, die durch einen Suizid sterben, 
hat diesen zuvor angekündigt.« 
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 Prävention von Delinquenz:  

Je früher, desto besser? 

  D        ass Kinder und Jugendliche im Prozess ihres Aufwach-
sens Grenzen überschreiten und dabei auch durch ge-
setzwidriges Handeln, zum Beispiel Ladendiebstahl oder 

Sachbeschädigung, auffallen können, ist bekannt. Diese For-
men der »geringfügigen Delinquenz« gelten als episodenhaftes 
und weit verbreitetes Phänomen. Wenn zeitnah und altersge-
recht – vor allem in der Familie – eine Reaktion erfolgt, ist bei 
diesen Kindern und Jugendlichen keine grundlegende Gefähr-
dung ihrer altersgerechten Entwicklung zu erwarten. Dann 

müssen auch keine weiteren institutionellen Reaktionen erfol-
gen. Wenn sich jedoch die Straftaten häufen oder auch nach 
dem Eintritt in das Strafmündigkeitsalter mit 14 Jahren fort-
bestehen beziehungsweise besonders gravierend sind, erfährt 
dies – dann unter der Überschrift »Jugendkriminalität« – häu-
fig eine große öffentliche und politische Aufmerksamkeit. Das 
Handeln der Eltern, aber auch der zuständigen Institutionen 
wie Polizei, Justiz und Kinder- und Jugendhilfe sowie deren kri-
minalpräventive Ansätze, werden kritisch hinterfragt. Vor allem 

Wenn Kinder oder Jugendliche im Zusammenhang mit einer Straftat auffällig werden, kann dies ein  

Hinweis auf eine Gefährdung ihrer Entwicklung sein. Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, sie 

davor zu schützen. Die Konzepte zur Prävention von Delinquenz sind in den letzten Jahrzehnten  

ausgereifter geworden – es gibt aber noch Weiterentwicklungsbedarf. 

Von Sabrina Hoops und Bernd Holthusen 
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schwerwiegende Gewalttaten Jugendlicher sind es dann, die die 
Schlagzeilen beherrschen, verbunden mit der Frage: Was tun?

In den letzten 20 Jahren wurden die Strategien im Umgang 
mit Delinquenz im Kindes- und Jugendalter ausgebaut. Vor al-
lem die früh einsetzenden Präventionsstrategien wurden ver-
stärkt und es wurde immer mehr auch auf pädagogische Ange-
bote gesetzt. Die Kinder- und Jugendhilfe hat hier als zentraler 
Akteur, aber auch als wichtiger Kooperationspartner in der Prä-
ventionsarbeit, an Bedeutung gewonnen. Diese Entwicklung 
wird von der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprä-
vention des Deutschen Jugendinstituts (DJI), die seit 1997 vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) gefördert wird, begleitet: Das in München ansässige 
Team informiert und berät Praxis, 
Politik, Medien und Forschung über 
Konzepte und Handlungsstrategien 
in diesem Bereich.

Die Delinquenzprävention in der 
Kinder- und Jugendhilfe hat sich vor 
allem in zeitlich befristeten Projek-
ten und in Regelangeboten der Kin-
der- und Jugendhilfe etabliert. Da-
bei entstanden vielfältige Ansätze 
und Konzepte auf Basis des Achten Sozialgesetzbuches (SGB 
VIII). Grundlegende Aufgabe des SGB VIII ist es, gute Bedin-
gungen für die Entwicklung aller Kinder und Jugendlichen zu 
schaffen und Gefährdungen abzuwenden. Damit richtet sich die 
Kinder- und Jugendhilfe sowohl an junge Menschen, die mit de-
linquentem Handeln aufgefallen sind, als auch an Jugendliche, 
die gefährdet sind, eine kriminelle Entwicklung zu nehmen. Ziel 
ist es, Delinquenz bei jungen Menschen zu verhindern und da-
durch den jungen Menschen zugleich vor möglichen Gefähr-
dungen zu schützen, die sowohl aus dem delinquenten Verhal-
ten selbst als auch aus den (institutionellen) Reaktionen darauf 
entstehen können.

Die Kinder- und Jugendhilfe ist bei der Prävention 
von Delinquenz gut aufgestellt

Die Möglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe reichen in un-
terschiedlichen Settings (von der Jugendarbeit über die Hilfen 
zur Erziehung bis hin zu den Jugendhilfen im Strafverfahren) 
von der individuellen Förderung bis zu spezifischen Formen 
der Unterstützung und Intervention. Deren Ausgestaltung ist 
eng verbunden mit den gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen: In den 1990er-Jahren etwa stiegen die Zahlen in der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik zu strafunmündigen Kindern stark 

an. Gleichzeitig fand ein regelrechter Boom bei der sozialen 
Gruppenarbeit für strafunmündige Kinder statt. Ebenso führte 
die Diskussion über jugendliche Gewalt zu einer raschen Ver-
breitung und Diversifizierung von Anti-Aggressivitäts-Trai-
nings (AAT), die ursprünglich für den Strafvollzug entwickelt 
worden waren. Zunehmend wurden besondere Zielgruppen 
identifiziert und adressiert, zum Beispiel Aussiedlerjugendliche 
oder gewalttätige Mädchen. 

Nach der Jahrtausendwende kamen neue Probleme auf die 
Agenda, zum Beispiel »Amokläufe/Schoolshootings«, auf die 
Antworten gesucht wurden. Zugleich entwickelte sich die frühe 
Prävention zu einem eigenen Themenfeld, das sich immer jün-
geren Zielgruppen und deren Eltern zuwendet. Momentan ste-

hen Themen wie »neue Medien« und 
»Cybermobbing«, also Mobbing im 
Internet etwa in sozialen Netzwer-
ken wie Facebook, sowie jugendliche 
»Intensivtäter« im Fokus. Sie werden 
immer wieder – ebenso wie das The-
ma »Freiheitsentziehende Maßnah-
men« – kontrovers diskutiert.

Insgesamt ist die Kinder- und 
Jugendhilfe heute im Kontext der 

Prävention von Delinquenz gut aufgestellt, insbesondere hin-
sichtlich der Ausdifferenzierung ihrer Strategien (Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 2007). Wichtig ist 
nun jedoch, die Angebotsstruktur, die häufig projektförmig 
und damit zeitlich befristet finanziert ist, dauerhaft sicherzu-
stellen und auch in der Fläche auszubauen, sodass je nach ört-
lichem Bedarf die notwendigen Ansätze als Regelangebote für 
alle Kinder und Jugendlichen zur Verfügung stehen.

Trotz dieser insgesamt positiven Bilanz der letzten Jahrzehn-
te steht die Prävention von Delinquenz im Kindes- und Jugend-
alter vor einer Reihe von fachpolitischen, themenspezifischen 
und strukturellen Entwicklungsaufgaben (siehe unter anderem 
die Beiträge im Themenheft 1/2012 der Zeitschrift für Jugend-
kriminalrecht und Jugendhilfe – ZJJ). Unter einer fachpoliti-
schen Perspektive ist die Verwendung des Präventionsbegriffs 
bedenklich. Er hat in immer mehr Konzepten, Programmen und 
Titeln Einzug gehalten und wird oft wenig reflektiert, geradezu 
inflationär verwendet. Mit dem Label »Prävention« wird inzwi-
schen fast alles versehen, was die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen fördert, und damit vielleicht auch – aber nicht 
vorrangig – delinquenzpräventive Effekte hat oder haben könn-
te. Ein Beispiel dafür sind etwa die Unterstützung von minder-
jährigen Schwangeren oder Sprachkurse für Kinder mit Migra-
tionshintergrund in Kindertageseinrichtungen. 

Der Präventionsbegriff wird  

oft wenig reflektiert, geradezu  

inflationär verwendet.



weiteren Eskalation kommt, bis hin zum Freiheitsentzug (bei-
spielsweise in Form von Ungehorsamsarrest), der eigentlich un-
bedingt vermieden werden sollte. Daraus lassen sich drei Folge-
rungen ableiten: Erstens müssen die notwendigen Ressourcen 
dafür vorhanden sein, um mit den Jugendlichen abgestimmt 
einen passenden Sanktionsvorschlag zu finden. Zweitens muss 
dieses Angebot wohnortnah und zeitnah verfügbar sein. Und 
drittens muss das Zusammenwirken von Kinder- und Jugend-
hilfe, Schule, Polizei, Justiz und weiteren Akteuren (zum Bei-
spiel aus dem Gesundheitswesen) mit ihren unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Aufträgen verbessert werden. 

Die Frage nach der Wirkung von Delinquenzprävention 
wirft eine Reihe noch ungeklärter Fragen auf: Das Thema Evalu-
ation ist eine seit Jahren immer wieder formulierte Forderung. 
Sowohl aus fachlichen als auch aus Kostengründen wächst der 
Legitimationsdruck, positive Effekte von Prävention nachzuwei-
sen. Dies stellt die Evaluationspraxis jedoch insbesondere in der 
wenig formalisierten pädagogischen Praxis der Kinder- und Ju-
gendhilfe vor bisher kaum gelöste Probleme: Wie können beob-
achtete Effekte verlässlich als Folge einer pädagogischen Inter-
vention interpretiert werden? Inwieweit können funktionierende 
Modelle in andere Bereiche übertragen werden? Hier bedarf es 
einer (Weiter-)Entwicklung von Evaluationsinstrumentarien so-
wie der notwendigen Ressourcen für Evaluation, um so Wissen 
für die fachliche Weiterentwicklung zu generieren.

Es gilt für die Kinder- und Jugendhilfe, sich diesen Heraus-
forderungen zu stellen und die Prävention von Delinquenz im 
Kindes- und Jugendalter konsequent fachlich weiterzuentwi-
ckeln. Damit wird auch ein Beitrag dazu geleistet, junge Men-
schen vor Gefährdungen ihrer Entwicklung zu schützen.         

Übersehen wird dabei häufig, dass durch die Verwendung des 
Etiketts »Kriminalitätsprävention« immer auch eine negative 
Zuschreibung mitschwingt: Den Zielgruppen von gewaltprä-
ventiven Angeboten etwa wird zumindest mittelbar ein potenzi-
ell gewalttätiges Verhalten unterstellt. Damit ist unvermeidlich 
das Risiko einer Stigmatisierung verknüpft, das wiederum genau 
jenes Verhalten bei Kindern und Jugendlichen auslösen kann, 
das vermieden werden soll. Die Gewaltprävention hätte dann 
nicht den gewünschten, sondern einen gegenteiligen Effekt. 

Hinzu kommt: Seit einigen Jahren gibt es eine Tendenz zur 
Vorverlagerung der Präventionsstrategien. Immer jüngere Al-
tersgruppen und im Grunde unproblematischere Verhaltens-
weisen geraten in den Fokus der »Prävention«. Die dahinterlie-
gende Grundannahme lautet: »Je früher, desto besser«. Auch in 
dieser Entwicklung liegt das Risiko der Ausweitung einer (Kri-
minalitäts-)Prävention, die sich dadurch kennzeichnet, dass sie 
immer unspezifischer wird und damit auch weniger zielfüh-
rende Effekte zeigt. 

Neue Viktimisierungs- und Kriminalisierungsrisiken 
für Jugendliche

Themenspezifische Herausforderungen finden sich vor allem 
beim Ausbau von zielgruppenbezogenen Ansätzen: Der Zu-
gang zu spezifischen Personengruppen (zum Beispiel zu Men-
schen mit Migrationshintergrund) ist oft schwierig. Das kann 
dazu führen, dass diese Gruppen ein höheres Risiko haben, kri-
minell zu werden. Erheblicher Bedarf kann auch im Hinblick 
auf (potenzielle) Opfer festgestellt werden. Dies betrifft zu-
meist – aber nicht ausschließlich – männliche Opfer von Ge-
walt. Zwar ist der »Täter-Opfer-Statuswechsel« der besagt, dass 
junge Menschen zum Beispiel bei körperlicher Gewalt häufig 
nicht nur Täter, sondern gleichzeitig auch Opfer sind, in krimi-
nologischen Studien beschrieben. Dies wird aber im Alltag der 
Jugendhilfe noch zu wenig berücksichtigt. 

Ebenso sollten Risiken weiter untersucht werden, die sich 
im Zusammenhang mit der verstärkten Mediatisierung jugend-
licher Lebenswelten neu entwickeln: Durch neue Medien wie 
zum Beispiel soziale Netzwerke entstehen neue Gefahren für 
junge Menschen, zum Täter oder zum Opfer zu werden (zum 
Beispiel durch Cybermobbing; Willems 2013). Potenzial be-
steht zudem bei der Weiterentwicklung von Angeboten, die sich 
an suchtgefährdete delinquente junge Menschen richten, sowie 
von Präventionsansätzen, die die Rolle des Geschlechts berück-
sichtigen. Zwar gibt es Angebote nur für Jungen oder nur für 
Mädchen, eine Reflexion über Geschlechterstereotype findet 
aber häufig nicht statt und wird auch nicht in das pädagogische 
Konzept eingebunden. Neue Angebote werden auch für sexuell 
grenzverletzende Jugendliche gebraucht.

Auch auf struktureller Ebene zeichnen sich Herausforde-
rungen ab: Als Regeldienst und an der Schnittstelle zur Polizei 
und Justiz spielt die Jugendhilfe im Strafverfahren und in der 
Jugendgerichtshilfe eine zentrale Rolle. Wenn im Jugendstraf-
verfahren unpassende Maßnahmen oder Auflagen verhängt 
werden, besteht ein hohes Risiko, dass diese nicht erfüllt oder 
abgebrochen werden. Das kann zur Folge haben, dass es zur 

2.2014  DJI Impulse    21

DIE AUTORIN, DER AUTOR

Dr. Sabrina Hoops ist seit 1998 wissenschaftliche Mitarbeiterin in 
der Abteilung »Jugend und Jugendhilfe« am Deutschen Jugendinstitut. 
Ihre Arbeitsschwerpunkte sind abweichendes Verhalten, erzieherische 
Hilfen und Prävention.
Kontakt: hoops@dji.de

Bernd Holthusen ist seit 1997 in der Abteilung »Jugend und 
Jugendhilfe« am Deutschen Jugendinstitut angestellt. Seine Arbeits-
schwerpunkte sind abweichendes Verhalten, Kooperation, mehrfach-
auffällige Jugendliche und Evaluation. Seit 2013 leitet er die Fach-
gruppe »Angebote und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe«. 
Kontakt: holthusen@dji.de

Literatur
 ARBEITSSTELLE KINDER- UND JUGENDKRIMINALITÄTSPRÄVENTION 

(HRSG.; 2007): Strategien der Gewaltprävention im Kindes- und Jugendalter. 
Eine Zwischenbilanz in sechs Handlungsfeldern. München

 Willems, Diana (2013): Neue Kriminalisierungsrisiken. Zur Bedeutung 
des Internets für die Kriminalitätsprävention. In: forum kriminalprävention,  
Heft 3, S. 3–8 

INTERNET
www.dji.de/jugendkriminalitaet

Kinder- und Jugendschutz // Thema

http://www.dji.de/jugendkriminalitaet


Thema // Kinder- und Jugendschutz

22   DJI Impulse  2.2014

Jugendzentren dienen nicht direkt dem Kinder- und Jugendschutz. Sie können Heranwachsende  

aber dabei unterstützen, eine eigenverantwortliche und unabhängige Persönlichkeit zu entwickeln und 

sich dadurch gegen Gefahren zu wappnen. 

Von Christian Peucker, Liane Pluto und Eric van Santen

Kinder- und Jugendschutz   
durch offene Jugendarbeit
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 D as Angebot der offenen Kinder- und Jugendarbeit ist 
vielfältig. Es existiert zum Beispiel in Form von Jugend-
zentren, Jugendclubs, Häusern der offenen Tür, Spiel-

mobilen, Bauwägen, Abenteuerspielplätzen oder Freizeitheimen. 
Junge Menschen nehmen dieses Angebot freiwillig und unre-
gelmäßig wahr und schätzen es wegen der offenen Inhalte und 
Arbeitsweisen sowie der geringen Reglementierung (Sturzen-
hecker 2004). Die offene Kinder- und Jugendarbeit richtet sich 
grundsätzlich an alle Kinder und Jugendlichen und somit auch 
– aber nicht nur – an junge Menschen, die besonderen Gefähr-
dungen ausgesetzt sind. 

Der Kinder- und Jugendschutz steht nicht unmittelbar im 
Fokus der offenen Kinder- und Jugendarbeit. Aber sie leistet 
einen wichtigen Beitrag dazu: durch die Förderung der Persön-
lichkeitsentwicklung der jungen Menschen sowie durch ihre 
Unterstützungsangebote und ihre Brückenfunktion zu ande-
ren sozialpädagogischen Institutio-
nen. Genauso wie in anderen Be-
reichen der Kinder- und Jugendhil-
fe besteht ein Beitrag der offenen 
Kinder- und Jugendhilfe in der Ein-
haltung der gesetzlichen Vorgaben 
zum Kinderschutz (Schindler 2013). 
Dies schließt unter anderem den 
Schutzauftrag bei Kindeswohlge-
fährdungen nach § 8a des Achten 
Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) ein. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Einrichtungen sind also wie alle Fachkräfte 
in der Kinder- und Jugendhilfe dazu verpflichtet zu reagieren, 
wenn junge Menschen in ihren Augen als gefährdet gelten, zum 
Beispiel bei sexuellem Missbrauch oder schwerer körperlicher 
Gewalt (Kindler/Lillig 2011).

Die Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
bieten Kindern und Jugendlichen einen Ort, an dem sie ihre 
Freizeit nach ihren Bedürfnissen und Interessen verbringen 
und selbstorganisiert ihre Freizeit gestalten können. Die Orien-
tierung an den Interessen von Kindern und Jugendlichen, die 
nach dem Prinzip der Selbstorganisation gefördert werden sol-
len, ist gesetzlich verankert: Nach § 11 SGB  VIII sind »jungen 
Menschen (…) die zur Förderung ihrer Entwicklung erforder-
lichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie 
sollen an den Interessen junger Menschen anknüpfen und von 
ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbe-
stimmung befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwor-
tung und zu sozialem Engagement anregen und hinführen.« 
Die offene Jugendarbeit bietet damit in einem pädagogisch un-
terstützten Rahmen zum einen die Chance, auch riskantes Ver-

halten kennenzulernen und auszuprobieren, und zum anderen, 
Kompetenzen wie Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwor-
tung zu vermitteln und damit einen Beitrag zu einer gesunden 
Identitätsentwicklung zu leisten, die junge Menschen vor ge-
fährdenden Einflüssen schützen kann.  

Doppelter Auftrag: junge Menschen integrieren 
und ihnen Freiräume bieten 

Die historische Entwicklung der Jugendarbeit zeigt, dass diese 
Orientierung nicht immer im Zentrum der Jugendarbeit stand. 
In den Anfängen der offenen Jugendarbeit ging es vor allem da-
rum, Jugendliche, die als Problem für die Gesellschaft betrachtet 
wurden, »mit erzieherischen Integrationsangeboten in die ge-
sellschaftliche Ordnung hereinzuholen« (Hafeneger 2013, S. 37). 
Damals waren dies insbesondere männliche Jugendliche, die als 

sozial auffällig und verwahrlost gal-
ten. Auch heute stellen männliche 
Besucher in Einrichtungen der of-
fenen Jugendarbeit die Mehrheit, 
auch wenn sich die Angebote breit 
ausdifferenziert haben. Die Ge-
schichte der Jugendarbeit ist bis 
heute gekennzeichnet durch das 
Spannungsfeld, in dem sie ihre Auf-
gabe wahrnimmt: Einerseits soll sie 

der Gesellschaft dienen, indem sie Jugendliche beaufsichtigt (als 
normativ orientierte Kontrollinstanz). Andererseits soll sie Kin-
dern und Jugendlichen Freiräume bieten, die sie zur Entfaltung 
einer eigenständigen Persönlichkeit brauchen. Dieser Gegensatz 
führt auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Ju-
gendarbeit immer wieder zu Diskussionen: Inwiefern darf und 
soll die offene Jugendarbeit Risikoverhalten von Jugendlichen 
Raum geben und darauf vertrauen, dass Kinder und Jugendliche 
sich positiv entwickeln, wenn sie in einem geschützten Rahmen 
eigene Erfahrungen machen können?

Der sogenannte offene Treff ist gewissermaßen das Syno-
nym für die Freiräume, die die offene Kinder- und Jugendar-
beit jungen Menschen zur Verfügung stellt. Er bietet für Kinder 
und Jugendliche einen geschützten Rahmen, in dem sie sich 
treffen, ausprobieren und ihre Wirkung auf andere testen kön-
nen, ohne dass sie von Erwachsenen umgeben sind oder zum 
Objekt einer wie auch immer gearteten Pädagogik werden. In 
86 Prozent der Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit gibt es, wie die 2011 durchgeführte bundesweite Befra-
gung des Deutschen Jugendinstituts (DJI) bei über 1.100 Ju-
gendzentren zeigt, einen offenen Treff (www.dji.de/jhsw). Jede 

Der »offene Treff« bietet einen  

geschützten Rahmen, in dem sich  

Jugendliche ausprobieren können.
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Die Hemmschwelle, die junge Menschen überwinden müssen, 
um bei Erwachsenen um Rat zu fragen, ist hier deutlich gerin-
ger. Die offene Kinder- und Jugendarbeit unterstützt junge Men-
schen mit Problemen gerade durch diese niedrigschwellige und 
alltagsorientierte »Beratung zwischen Tür und Angel«. Sie fin-
det in Form von beiläufig stattfindenden Unterhaltungen bis 
hin zu fest verabredeten Beratungsgesprächen mit Mitarbei-
tenden oder Externen statt, an die das Jugendzentrum weiter-
vermittelt. Für einen Teil der Jugendlichen sind die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der offenen Jugendarbeit die Einzigen, 
an die sie sich bei Problemen wenden wollen. 

Die offene Kinder- und Jugendarbeit leistet einen wichti-
gen Beitrag zu den Zielen des Kinder- und Jugendschutzes – 
dies funktioniert, weil sie ein offenes Angebot darstellt, das die 
Interessen der jungen Menschen berücksichtigt, Freiräume bie-
tet und zugleich für alle Besucherinnen und Besucher, die Rat 
und Hilfe zu alterstypischen Fragen suchen (wie etwa Bezie-
hungs- und Schulprobleme, Probleme mit Eltern und der Fa-
milie oder beim Übergang in Ausbildung und Beruf), ein nied-
rigschwelliges Unterstützungsangebot sein kann. Eine Heraus-
forderung besteht darin, die offene Jugendarbeit mit ihren 
Grundprinzipien zu erhalten, damit sie diese Funktion auch in 
Zukunft wahrnehmen kann.                                                         

siebte Einrichtung stellt solche offenen Treffs nicht explizit zur 
Verfügung, obwohl es eine Kernaufgabe offener Kinder- und 
Jugendarbeit ist, Freiräume zur Verfügung zu stellen. Sie arbei-
ten stärker mit pädagogisch vorstrukturierten Angeboten wie 
zum Beispiel kreativ-künstlerischen Kursen, Musikveranstal-
tungen oder Sprachkursen. Inwieweit dieses Ergebnis einen 
Trend anzeigt, dass offene Angebote derzeit für weniger wichtig 
gehalten werden und stattdessen wieder verstärkt gesellschaft-
liche Aufträge (zum Beispiel Integration oder Prävention) in den 
Vordergrund treten, ist noch offen.  

Ganztagsschulen sind eine neue Konkurrenz für 
»offene Treffs«

Eine Anforderung, der viele Jugendzentren heute gegenüber-
stehen, ist die Beteiligung an einer verlässlichen Nachmittags-
betreuung in Kooperation mit Schulen: Ob sich das Aufgaben-
spektrum und das Selbstverständnis der offenen Jugendarbeit 
dadurch ändern wird, muss sich noch zeigen. Zum Zeitpunkt 
der DJI-Studie bot ein Drittel der Einrichtungen eine verlässli-
che Nachmittagsbetreuung an – und der Anteil ist seit dem 
Zeitpunkt der Erhebung sicher weiter gestiegen. Die steigende 
Beteiligung der offenen Jugendarbeit an der verlässlichen Nach-
mittagsbetreuung von Kindern und Jugendlichen – zum Teil 
mit Anwesenheitspflicht – hat an einigen Stellen Auswirkungen 
auf die Grundprinzipien offener Jugendarbeit: 16 Prozent der 
Einrichtungen sehen das Prinzip der Freiwilligkeit infrage ge-
stellt und ein Drittel verzeichnet dadurch zeitliche und perso-
nelle Engpässe. Auch geben knapp ein Drittel der Einrichtun-
gen, die verlässliche Nachmittagsbetreuung für Schülerinnen 
und Schüler anbieten, an, dass dadurch die Besucherschaft 
jünger geworden ist. Verlieren Jugendzentren gerade für Ju-
gendliche durch Einschränkungen des offenen Betriebs, der 
Freiwilligkeit und der Altersstruktur der Besucherinnen und 
Besucher ihren Charakter als Orte, wo sich Jugendliche auspro-
bieren können und Gelegenheiten zur selbstbestimmten Frei-
zeitgestaltung haben? 

Jugendzentren haben eine Reihe von Angeboten, die explizit 
dazu dienen, junge Menschen bei konkreten Fragen und Proble-
men zu unterstützen. Dazu gehören zum Beispiel Schulungen 
zur Vorbereitung auf das Berufsleben (dies bieten 64 Prozent der 
offenen Einrichtungen an), Angebote zur schulischen Förderung 
(51 Prozent) oder Streetwork beziehungsweise mobile Jugendar-
beit (27 Prozent). Fast neun von zehn Jugendzentren (87 Pro-
zent) bieten ihren Besucherinnen und Besuchern zudem Bera-
tung an. Die jungen Menschen suchen Beratungsgespräche 
meist nicht ausdrücklich, wenn sie in ein Jugendzentrum gehen. 
Die Gespräche ergeben sich meist aus einem Vertrauensverhält-
nis zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Jugend-
zentrum und den Jugendlichen. Darin geht es um eine breite 
Palette, angefangen von jugendtypischen Themen wie Beziehun-
gen und Freundschaft oder den Übergang von der Schule in den 
Beruf bis zu auch für den Kinder- und Jugendschutz relevanten 
Themen wie Drogen, Sucht und Mobbing. 
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Kinder- und Jugendschutz: 
Stiefkind auf der staatlichen Agenda?

Ein zeitgemäßer Kinder- und Jugendschutz braucht andere Maßnahmen und Strategien, als dies noch  

vor einigen Jahrzehnten der Fall war. Nicht zuletzt der Einzug der digitalen Möglichkeiten in die  

Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen zeigt, dass die gesetzlichen Grundlagen für den Kinder-  

und Jugendschutz teilweise völlig veraltet sind. 

Von Reinhard Wiesner

// Spektrum

  D        iese Überschrift mag zunächst provokant erscheinen, 
steht doch der Kinderschutz im Mittelpunkt öffentlicher 
Aufmerksamkeit, was Einzelfälle von Kindesvernachläs-

sigung und Kindesmisshandlung oder etwa die Aufarbeitung 
sexueller Übergriffe in Heimen der 1950er- und 1960er-Jahre 

betrifft und im Bundeskinderschutzgesetz seinen Ausdruck ge-
funden hat. Zudem hat die Debatte um einen besseren, wirksa-
meren Kinderschutz auch zur Etablierung sogenannter Früher 
Hilfen geführt – dennoch bleiben viele (andere) Fragen unge-
löst beziehungsweise bedürfen einer intensiven Bearbeitung.



Es wäre jedoch unzutreffend, den Schutzbereich der Gesetze 
nach Öffentlichkeit (Jugendschutzgesetz) und Privatheit (Bun-
deskinderschutzgesetz, SGB VIII) zu differenzieren. Der zentrale 
Unterschied liegt in den Adressatinnen und Adressaten, nämlich 
einerseits den Personen und Institutionen, die Gefahrenquellen 
in der Öffentlichkeit eröffnen, und andererseits den Eltern, die 
im Rahmen ihrer Erziehungsverantwortung die Pflicht haben, 
Kinder und Jugendliche vor Gefahren zu schützen. Das bedeutet, 

Kinder und Jugendliche keinen Ge-
fahren im privaten oder öffentlichen 
Raum auszusetzen. 

Nahm der klassische Kinder- 
und Jugendschutz in der Öffent-
lichkeit vor 100 Jahren seinen An-
fang in der Kontrolle der sogenann-
ten Schund- und Schmutzliteratur 
und zum Schutz der Jugend bei öf-
fentlichen Schaustellungen – also 
vor Gefahren in der realen Welt – so 

lauern mögliche Gefahren heute zunehmend in der digitalen 
Welt. Angesichts der föderalen Struktur in Deutschland ist der 
Jugendschutz (in der Öffentlichkeit) damit zweigeteilt: Das Ju-
gendschutzgesetz regelt heute zum einen den Verkauf, die Ab-
gabe und den Konsum von Tabak und Alkohol, zum anderen 
die Abgabe – zum Beispiel Verkauf und Verleih – von Filmen 
und Computerspielen sowie den Aufenthalt in Gaststätten und 
bei Tanzveranstaltungen (zum Beispiel in Diskotheken).

Die Gefahren kommen verstärkt aus der  
digitalen Welt

Die Rechtsgrundlage für den Jugendschutz in elektronischen 
Medien (Internet, Fernsehen, Rundfunk) ist der Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag der Länder. Dieser Staatsvertrag ist 
– wie zum Beispiel die Frankfurter Allgemeine Sonntagszei-
tung vom 6. April 2014 berichtet – völlig veraltet: Die gelten-
den Standards stammen aus dem Jahr 2002, einer Zeit, als es 
noch keine sozialen Netzwerke und keine Chatrooms für Kin-
der und Jugendliche gab. Deshalb sind Kinder und Jugendli-
che nicht vor Inhalten geschützt, die Erwachsene dort einstel-
len und die Minderjährigen schaden. Vor allem geht es dabei 
um Sexualität und Gewalt sowie den Schutz der Privatsphäre. 
Dieser Staatsvertrag muss daher dringend erneuert werden.

Gleichzeitig werden auch die Grenzen der Beherrschung 
und Kontrolle von Gefahrenquellen im elektronischen Zeital-
ter, das keine nationalen Grenzen kennt, deutlich. Dies be-
trifft zunächst den Staat und seine Möglichkeiten der Grenz-
ziehung und der Kontrolle, dann aber auch die Eltern bei der 
Ausübung ihrer Erziehungsverantwortung. Sie sollen einer-
seits Kinder vor Gefahren für ihr Wohl schützen, andererseits 
aber auch Kindern und Jugendlichen alters- und entwick-

Wer sich mit den Rechtsgrundlagen für den Kinder- und Ju-
gendschutz befasst, der sieht sich mit einem Spektrum von Ge-
setzen konfrontiert, die ähnliche Namen tragen – wie etwa dem 
Bundeskinderschutzgesetz, dem Jugendschutzgesetz oder dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz. Wird bei letzteren noch ein spezifi-
scher Anwendungsbereich erkennbar, nämlich der Schutz jun-
ger Menschen »bei der Arbeit« (ursprünglich als Instrument zur 
Sicherung des soldatischen Nachwuchses gedacht), so scheinen 
das Bundeskinderschutzgesetz und 
das Jugendschutzgesetz vor allem al-
tersgruppenorientiert nach Kindern 
und Jugendlichen zu differenzieren.

Wer sich aber näher damit be-
fasst, weiß, dass beide Gesetze dem 
Schutz von Kindern und Jugendli-
chen dienen. Die Unterscheidung 
muss also an anderer Stelle getrof-
fen werden. Das Jugendschutzgesetz 
dient dem Schutz der Kinder und 
der Jugend in der Öffentlichkeit, was bis zum Jahre 2002 auch 
in der Bezeichnung des Gesetzes zum Ausdruck kam. Ihm ge-
genüber steht das Bundeskinderschutzgesetz, das wiederum in 
das Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG) und ein Paket von Änderungen im Achten Buch Sozial-
gesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe (SGB VIII) zerfällt. 

Im SGB VIII ist der Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor Gefahren für ihr Wohl von Anfang an benannt – also seit 
dem Jahre 1990. Das betrifft den § 1 – gewissermaßen als Ge-
neralauftrag der Kinder- und Jugendhilfe (§ 1 Abs. 3 Nummer 
3 SGB VIII) sowie im zweiten Kapitel »Leistungen der Jugend-
hilfe« den »erzieherischen Kinder und Jugendschutz« – als ei-
genständige Leistung der Kinder- und Jugendhilfe ausformu-
liert (§ 14 SGB VIII). 
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Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

ist überholt: Die Standards  

stammen aus einer Zeit, als es noch 

keine sozialen Netzwerke gab.
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lungsgerechte Spielräume für ihre freie Entfaltung eröffnen. 
Da der Staat nach Artikel 6 Abs. 2 GG den Eltern die primäre 
Verantwortung für die Erziehung zuweist, definieren diese 
auch – innerhalb bestimmter Grenzen – das Kindeswohl und 
damit die Spielräume für eigene Erfahrungen des Kindes oder 
Jugendlichen.

Als ein generelles Ziel der Erziehung nach dem Menschen-
bild des Grundgesetzes hat das Bundesverfassungsgericht schon 
in seiner Grundsatzentscheidung vom 29. Juli 1968 (1 BvL 
20/63, 31/66 und 5/67) die Hinführung des Kindes zur Selbst-
verantwortung herausgestellt. Deshalb werden Eltern dazu an-
gehalten, bei der Pflege und Erzie-
hung die wachsende Fähigkeit und 
das wachsende Bedürfnis des Kindes 
zu selbstständigem verantwortungs-
bewusstem Handeln zu berücksich-
tigen – wie es im sogenannten Leit-
bild der Erziehung heißt, das seit 
dem Jahre 1980 als Teil der Grund-
satzkonzeption der elterlichen Sor-
ge rechtlich fixiert ist (§ 1626 Abs. 2 
Satz 1 BGB). 

Dieses Leitbild hat beziehungsweise muss auch Auswir-
kungen auf die Art und Weise der elterlichen Aufsichtspflicht 
haben, wie sie als Teil der Personensorge in § 1631 Abs. 1 BGB 
zum Ausdruck kommt. So heißt es in einem Standardkom-
mentar: »Beaufsichtigung und Erziehung sind eng miteinander 
verbunden. Gegenüber dem Kind übernimmt Beaufsichtigung 
die negativ-verbietende Komplementärfunktion zur positiv-
anleitenden Erziehung, ist also zugleich Erziehungsaufgabe 
und wird bestimmt vom Wohlergehen des Kindes und vom Er-
ziehungsziel nach § 1626 Abs. 2« (Münchener Kommentar Bür-

gerliches Gesetzbuch, 6. Aufl., München 2012; § 1631 BGB 
Randnummer 7; Bearbeiter: Prof. Dr. Peter Huber). 

Kinder- und Jugendschutz müsste mehr auf  
Beratung angelegt sein

Wie schwierig es heute für Eltern geworden ist, ihrer Auf-
sichtspflicht und damit ihrer Verantwortung gegenüber dem 
Kind, aber auch gegenüber Dritten, denen sie gegebenenfalls 
für Schäden haften müssen, gerecht zu werden, zeigen die be-
kannt gewordenen Fälle über teure Abmahnungen wegen des 

Downloads eines Musikstücks, ei-
nes Computerprogramms oder Hör
spiels durch Kinder, die Mobiltele-
fone oder Computer nutzen. Ange-
sichts der Gefahren, aber auch der 
leichten Zugänglichkeit zum Inter-
net wird es für Eltern zunehmend 
schwieriger, ihrer Aufsichtspflicht im 
gebotenen Umfang nachzukommen 
– wobei zu klären wäre, was darun-
ter im Einzelfall zu verstehen ist. 

Der Staat ist gehalten, die Rechte Dritter auf Ersatz des 
Schadens und die Pflichten der Eltern neu auszutarieren. Auch 
Versicherungen tragen mit ihren Vertragsklauseln dazu bei, die 
Spielräume für eigenes Erkunden und Entdecken klein zu hal-
ten. Vielleicht kann die Debatte um Kinderrechte und um die 
Weiterentwicklung einer kinderfreundlichen Gesellschaft hier 
einen Beitrag dazu leisten, dass die Erwachsenengesellschaft 
mehr Toleranz gegenüber Kindern und Jugendlichen übt und 
bereit ist, auf Rechtspositionen im Interesse von Kindern und 
Jugendlichen zu verzichten.

Auch Versicherungen tragen mit 

ihren Vertragsklauseln dazu bei, die 

Spielräume von Kindern für eigenes 

Entdecken klein zu halten.
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Waren die staatlichen Aktivitäten lange Zeit vom Auftrag zur 
Gefahrenabwehr und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung motiviert, so treten in den letzten 
Jahrzehnten zunehmend Aufklärung, Information und Bera-
tung – also die Vermittlung von Handlungskompetenzen – 
hinzu. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang die Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA). Sie hat die Aufgabe, die 
Bereitschaft der Bürger zu fördern, 
sich verantwortungsbewusst und ge-
sundheitsgerecht zu verhalten und 
das Gesundheitssystem sachgerecht 
zu nutzen. Ihre Schwerpunkte wie 
Aids-Prävention, Sexualaufklärung, 
Suchtprävention bei legalen und ille-
galen Drogen, Kinder- und Jugend-
gesundheit zielen dabei vor allem 
auch auf junge Menschen. 

Ein anderes Beispiel für diese Form des Kinder- und Ju-
gendschutzes ist der sogenannte erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz. Der § 14 SGB VIII nennt dazu einige Schutz-
formen: Jungen Menschen und Erziehungsberechtigten sol-
len Angebote des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes 
gemacht werden. Die Maßnahmen sollen junge Menschen be-
fähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen und sie 
zur Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverant-
wortlichkeit sowie zur Verantwortung gegenüber ihren Mit-
menschen führen. Ziel ist es, Eltern und andere Erziehungs-
berechtigte besser zu befähigen, Kinder und Jugendliche vor 
gefährdenden Einflüssen zu schützen.

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen kann und muss 
aber wohl noch wesentlich breiter verstanden werden, nämlich 
als Auftrag zur Schaffung kinder- und jugendgerechter Lebens-
bedingungen (sogenannter »struktureller Kinder- und Jugend-
schutz«). Dazu ist neben allen staatlichen Akteuren wie der 
Kinder- und Jugendhilfe (siehe dazu § 1 Abs. 3 Nummer 4 SGB 
VIII), der Schule, der Arbeitsverwaltung und dem Gesund-
heitswesen auch die Gesellschaft als Ganze aufgerufen. Hier 
besteht auch eine enge Verknüpfung mit der Umsetzung des 
Inklusionsparadigmas.

Eine besondere Bedeutung kommt dabei den Planungsak-
tivitäten in den verschiedenen Lebensbereichen zu, die auch 
einer guten Koordinierung bedürfen. Lebensräume von Kin-
dern und Jugendlichen sollen hierbei angepasst und verbessert 
werden, indem gesellschaftliche Zusammenhänge und Struk-
turen, die die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen be-
einträchtigen können, erkannt und durch gestaltende und pla-
nende Maßnahmen beseitigt werden. Dazu gehören etwa die 
Finanz-, Verkehrs- und Stadtplanung, die Spielraum- und Frei-
zeitstättenplanung, der Umweltschutz und die Verhinderung 
von Armut und struktureller Vernachlässigung.

Ein Kinder- und Jugendschutz benötigt im Jahre 2014 also andere 
Strategien und Instrumente als vor 100 Jahren. Die Strategie der 
Prohibition (Verbot von Alkohol und Drogen) war seit jeher ein 
bekanntes Instrument (nicht nur) im Kinder- und Jugendschutz. 
Mit ihr wurde primär die Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung begründet und immer auch der Schutz der 

Unversehrtheit der einzelnen Person 
mit angeführt. Diese Prohibitions-
strategie kommt bereits in der ana-
logen Welt an ihre Grenzen. In der 
digitalen Welt lassen sich Gefahren 
durch Verbote des nationalen Gesetz-
gebers nicht mehr beherrschen. So 
ist auch die Wirkung eines (verschärf-
ten) Verbots der Herstellung oder 
Verbreitung kinderpornographischer 
Schriften nur begrenzt erfolgreich.

Der eigenverantwortliche Umgang mit den (neuen) Medien 
wird zu einer Schlüsselkompetenz im digitalen Zeitalter. Ihre 
Vermittlung stellt eine zentrale Herausforderung für Eltern 
(und Familienbildung), für die Fachkräfte in der Jugendhilfe 
und für die Schulen dar. Damit aber alle Kinder und Jugendli-
chen über die notwendigen Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen (auch im Medienkontext) verfügen, muss an den be-
nachteiligenden Lebenslagen und exkludierenden (gesellschaft-
lich ausschließenden) Angebotsformen angesetzt werden. Der 
Abbau von sozialer Ungleichheit und die Verknüpfung von 
öffentlicher und privater Verantwortung bei der Neugestal-
tung des Aufwachsens junger Menschen – wie dies im 14. Kin-
der und Jugendbericht ausführlich dargestellt wird – sind da-
her zentrale Voraussetzungen für einen wirksamen Kinder- 
und Jugendschutz.                                                                 
 

Der Schutz von Kindern kann und 

muss breiter verstanden werden, 

nämlich als Auftrag zur Schaffung 

kindgerechter Lebensbedingungen.
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Thema der IzKK-Nachrichten im neuen Doppelheft 1/2013-2014

Konstruktiv kooperieren im Kinderschutz 

 Kostenlos erhältlich über izkk@dji.de oder unter www.dji.de/izkk

Dass Kooperation über die Grenzen einzelner Professionen 
und Institutionen hinweg gelingt, ist nicht selbstverständlich 
und bedarf der Entwicklung von Fähigkeiten und Motivatio-
nen. Um den institutionellen und normativen Standpunkt 
des/der anderen Beteiligten nachvollziehen zu können, 
braucht es Wissen, und es bedarf der Gespräche darüber, um 
welche Ziele es geht. Je weniger ein gemeinsamer Hintergrund 
vorausgesetzt werden kann, desto offener muss kommuniziert 
werden. Es wundert nicht, dass gerade im Kinderschutz auf-
grund von differierenden Perspektiven, Parteilichkeiten und 
Identifikationen, die sowohl gegenüber den institutionellen 
Normen als auch gegenüber den Personen bestehen, es zu 
emotionsgeladenen Missverständnissen kommen kann – abge-
sehen von mangelnden Ressourcen, die für die Zusammenar-
beit zur Verfügung stehen mögen. In dieser Ausgabe der IzKK-
Nachrichten werden im Interesse der Kinder und Jugendlichen 
und deren Eltern grundsätzliche Herausforderungen der  
Kooperation im Bereich des Kinderschutzes thematisiert und 
notwendige Bedingungen für eine erfolgreiche Zusammen
arbeit erörtert. Anhand der Perspektiven bestimmter Hand-
lungsfelder werden Möglichkeiten der interinstitutionellen Zu-
sammenarbeit im Kinderschutzsystem ausgelotet, unter beson-
derer Berücksichtigung von institutionsübergreifenden Ansätzen 
zur Prävention von und Intervention bei sexueller Gewalt.

Aktuelles

DJI Kompakt

Die Literaturdatenbank des IzKK
Mittlerweile 20.000 Literaturnachweise aus den unterschiedlichsten Fachdisziplinen

Die Online-Literaturdatenbank Informationszentrum Kindesmisshand-
lung/Kindesvernachlässung (IzKK) ist eine zentrale Serviceleistung. 
Sie umfasst circa 20.000 Literaturnachweise deutsch- und englisch-
sprachiger Fachliteratur zum Themenbereich »Gewalt gegen Kin-
der/Kinderschutz«. Durch ihre interdisziplinäre Ausrichtung sowie 
die Möglichkeit der Online-Literaturrecherche (www.dji.de/izkk/li-
teratur.htm) zu gesellschaftlich-politisch relevanten Themenfeldern 
wie zum Beispiel »(Sexuelle) Gewalt gegen Kinder und Jugendliche« 
und »Schutz vor Gewalt« ist die Datenbank bundesweit einzigartig. 
Sie ermöglicht ein qualifiziertes Informationsangebot zu wissen-
schaftlicher Fachliteratur für Praktikerinnen und Praktiker sowie für 
Interessierte aus Politik, Ausbildung und Wissenschaft. Erfasst und 
inhaltlich ausgewertet werden unter anderem Monografien, Sam-
melbände, Buchaufsätze, Zeitschriftenartikel, Tagungsdokumenta
tionen und »Graue Materialien«. Seit 2008 werden auch Literatur-
nachweise zum Themenfeld der Frühen Hilfen in die Datenbank 

aufgenommen. Für Online-Recherchen steht eine übersichtliche Be-
nutzeroberfläche zur Verfügung. Die Nutzerinnen und Nutzer kön-
nen nach bibliografischen Angaben oder nach inhaltlichen Kriterien 
(Schlagworten) recherchieren. Die Suchmaske steht auch in Englisch 
zur Verfügung. 

Das IzKK ist eine bundesweite, interdisziplinäre Informations-, 
Beratungs- und Vernetzungsstelle zur Unterstützung der Prävention 
von Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung. Als nationale 
wie internationale Schnittstelle von Forschung, Praxis und Politik för-
dert es die Transparenz und die produktive Zusammenarbeit zwi-
schen den verschiedenen Fachbereichen, erschließt vielfältige Infor-
mationen und bringt Praxiserfahrungen und Forschungsergebnisse 
in wechselseitige Verbindung. Die Angebote des IzKK können kos-
tenlos genutzt werden. 
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an Helga Menne 
(Tel.: 089/62306-105 oder E-Mail: menne@dji.de).

o Dr. Katrin Lang
hat ihre Promotion mit dem Titel »Foster parents’ parenting charac-
teristics and foster children’s pre-placement experiences: influence 
on foster children’s psychosocial adjustment during the first year in 
foster placement« bei Prof. Dr. Gottfried Spangler  im Fach (Entwick-
lungs-)Psychologie an der Universität Erlangen-Nürnberg erfolgreich 
abgeschlossen.

Personelles

Lehraufträge im Sommersemester 2014

(weitere Lehraufträge siehe auch DJI Impulse 105)

Felix Berth
o Zwischen Kooperation und Konfrontation – 
wie Sozialarbeiter mit Journalisten umgehen können
Hochschule Merseburg

Anita Meyer
o Evaluationsprojekt
Katholische Stiftungsfachhochschule München/Benediktbeuern 

Dr. Barbara Rink
o Konzepte interkultureller Sozialer Arbeit
Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt

Franciska Mahl, Tabea Schlimbach, Eva Zimmermann
o Lost in Transition? Jugendliche im Übergang von der 
Schule in den Beruf
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

www.dji.de/izkk/literatur.htm
www.dji.de/izkk/literatur.htm
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Antonia Scholz

Warum Deutschland? 

Einflussfaktoren bei der Zielstaatssuche von Asylbewerbern.
Nürnberg: Verlag Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2013  |  166 Seiten

 Kostenlos erhältlich unter www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb19-warum-
deutschland.pdf?__blob=publicationFile

Der Bericht enthält die Ergebnisse eines Forschungsprojektes zur Zielstaatssuche von Asylbewer-
berinnen und Asylbewerbern in Deutschland. Vor dem Hintergrund steigender Asylantragszahlen 
werden Einflussfaktoren analysiert, die bei der innereuropäischen Zielfindung von Migrantinnen und Migranten mit 
Fluchtgeschichte eine Rolle spielen. Warum wird Deutschland als Zielland gewählt? Eine qualitative Expertinnen- und 
Expertenbefragung sowie quantitative Sekundäranalysen von Asylstatistiken zeigen, dass Zielstaatsentscheidungen im 
Asylkontext als mehrstufige und komplexe Entscheidungsprozesse verstanden werden müssen. Wichtige Einflussfaktoren 
sind die Herkunftssituation der Asylsuchenden sowie (bereits bestehende) soziale Kontakte und Netzwerke in das Ziel-
land. Aber auch die Rolle von Schleppergruppen sowie der Informationsstand beeinflussen die Migrationsprozesse. Ins-
gesamt ist der Handlungsspielraum bei Asylzielentscheidungen begrenzt.
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This book examines stepfamilies in Canada within a socio-demographic framework. A cross-sectional 
perspective by describing the stepfamilies examined at survey is presented first. The main focus is to 
compare stepfamilies with intact and lone parent families in order to see the extent and nature of the 
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Die Kindertagespflege ist in Deutschland hauptsächlich als selbstständige Tätigkeit 
organisiert. Für die Tagespflegepersonen bringt diese Selbstständigkeit durchaus 
Vorteile – gerade mit Blick auf das konkrete Betreuungsgeschehen in Form einer 
relativ eigenverantwortlichen und unabhängigen Organisation von Alltagsabläufen. 
Die Nachteile der Selbstständigkeit liegen in einer ökonomischen Eigenverantwort-
lichkeit, die sich insbesondere auf die Abführung von Sozialversicherungsbeiträgen 
wie auf den Bereich der langfristigen Existenzsicherung erstreckt. Um den Tages-
pflegepersonen eine weitere Perspektive an die Hand zu geben, entschloss sich das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im Rah-
men seines »Aktionsprogramms Kindertagespflege«, die Förderung von Tagespfle-
gepersonen in sozialversicherungspflichtiger Festanstellung über eine anteilige 
Finanzierung der Personalausgaben zu fördern. Ziel ist es einerseits, soziale Unsi-
cherheiten der Tagespflegepersonen zu beseitigen sowie deren kontinuierliche 
Erwerbsintegration zu gewährleisten. Andererseits soll die Festanstellung auch zur 
Etablierung von Betreuungskontinuitäten beitragen. Das System Kindertagespflege 
und eine Festanstellung im öffentlichen Dienst zusammenzubringen bedeutet 
jedoch in der Praxis für viele Träger eine Herausforderung. Neben der Eingruppie-

rung der Tagespflegepersonen stellen Themen wie Vertre-
tungs-, Krankheits- oder Urlaubsregelungen neue Anfor-
derungen an die Träger. Die vom Deutschen 
Jugendinstitut (DJI) in Auftrag gegebene Rechtsexpertise 
bietet den Trägern Hilfestellungen zu arbeitsrechtlichen 
Fragen rund um die Festanstellung von Tagespflegeperso-
nen. Als ausgewiesene Experten konnten hierfür die 
Rechtsanwälte Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner, Mela-
nie Kößler und Ansgar Dittmar gewonnen werden. 
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  Die Gegenwart erforschen, 
die Zukunft denken
 Forschung über Kinder, Jugendliche und Familien an der Schnittstelle  
 zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis 

Die Expertise wurde im Rahmen des DJI-Projekts »Wissenschaftliche Begleitung der 
Umsetzung der EU-Jugendstrategie in Deutschland« erarbeitet. Die Erkenntnisse 
und Empfehlungen sollen sowohl der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Umsetzung 
der EU-Jugendstrategie in Deutschland als Grundlage für die Weiterentwicklung des 
Themenfeldes als auch als Anregung für die Diskussion im Kontext der Eigenstän-
digen Jugendpolitik dienen. Im Zentrum der Expertise steht das Bemühen, einen 
vertretbaren Weg zu suchen zwischen der letztendlich nicht durchhaltbaren Verwei-
gerung der Diskussion einerseits und den völlig überzogenen Erwartungen in Bezug 
auf Validierungsverfahren außerschulischer Lern- und Bildungserfahrungen ande-
rerseits, wie sie zum Teil in den Debatten um den Deutschen Qualifikationsrahmen 
(DQR) oder auf europäischer Ebene immer wieder anzutreffen sind.
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